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Vorwort

Voraussichtlich am 1. Dezember 1996 stimmen wir über die Revision des Arbeits­
gesetzes (ArG) ab, welche eine Neuregelung der Bestimmungen über die Nacht- 
und Sonntagsarbeit zum Gegenstand hat. Die Revision umfasst folgende Kern­
punkte:

- Aufhebung der im heutigen Recht bestehenden Ungleichheiten zwischen 
Frau und Mann im Bereiche der Nacht- und Sonntagsarbeit: Das grundsätz­
liche Nacht- und Sonntagsarbeitsverbot bleibt zwar bestehen; doch sollen neu 
für Frauen in der Industrie dieselben Ausnahmen von diesem Verbot möglich 
sein wie für Männer.

- Flexibilisierung der Abendarbeit: Mit der neuen Abgrenzung zwischen Tages­
und Nachtarbeit werden die im alten Recht bestehenden Einschränkungen und 
administrativen Auflagen für die Zeit von 20 bis 23 Uhr aufgehoben. Das bedeu­
tet, dass ein 2-Schicht-Betrieb ohne weiteres möglich wird, wobei aber die ein­
zelne Arbeitnehmerin und der einzelne Arbeitnehmer nicht länger arbeiten müs­
sen. Damit können die Produktionsanlagen besser ausgelastet werden, was 
nebst Kostenvorteilen auch Rückstellungen für raschere Neuinvestitionen er­
möglicht. Die Revision stärkt somit die Konkurrenzfähigkeit der Schweiz und si­
chert unsere Arbeitsplätze.

- Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz: Mit der Revision wird der 
Schutz der Sicherheit und Gesundheit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mern massgeblich verbessert. Dieser Schutzausbau kommt ganz besonders 
denjenigen zahlreichen Frauen - vor allem in Dienstleistungsbranchen - zugute, 
die bereits heute in der Nacht arbeiten.

Die Vorlage ist für den Wirtschaftsstandort Schweiz von eminenter Bedeutung. Sie 
wird von den Gegnern mit grob verzerrenden Argumenten bekämpft. Wem die Si­
cherung von Arbeitsplätzen in der Schweiz, die Chancengleichheit der Frauen und 
der Schutz der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ein echtes Anliegen ist, der 
stimmt mit Überzeugung

Ja zum Arbeitsgesetz.

Ein schweizerisches Komitee „Ja zum Arbeitsgesetz“ von bis heute 118 eidgenös­
sischen Parlamentarierinnen und Parlamentariern hat sich unter der Federführung 
des Schweizerischen Gewerbeverbandes zusammengeschlossen, um diese wich­
tige Revision des Arbeitsgesetzes mit einem Ja in der Volksabstimmung erfolgreich 
abzuschliessen.
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1. Ausgangslage

1.1. Wirtschaftsstandort Schweiz

Das Wirtschaftswachstum in der Schweiz hat im letzten Jahr die Erwartun­
gen nicht erfüllt. Auch für das Jahr 1996 wird sich auf Grund der Prognosen 
die wirtschaftliche Dynamik in Grenzen halten. Die Zahl der Arbeitslosen ist 
mit 4,6 Prozent oder rund 165’000 für schweizerische Verhältnisse sehr 
hoch. Viele Arbeitsplätze sind in den letzten Jahren ins Ausland abgewan­
dert, weil der Wirtschaftsstandort Schweiz immer mehr an Attraktivität ver­
liert. Als Gründe für Firmenverlegungen ins Ausland oder Konkurse werden 
häufig die hohen Lohnkosten, die übermässig gewachsene Steuerlast, die 
hohe Regulierungsdichte gerade auch im Arbeitsmarkt und der starke 
Schweizer Franken angegeben. Eine Studie der „Handelszeitung“ zeigt, 
dass die 50 grössten Schweizer Arbeitgeber im Jahre 1995 in der Schweiz 
rund 8’000 Arbeitsplätze aufgehoben haben. Im Ausland dagegen wurden 
von denselben schweizerischen Unternehmungen rund 22’000 Stellen ge­
schaffen. Der Abwanderungstrend ist klar ersichtlich. Diesen Trend müs­
sen wir stoppen. Im Interesse unserer Wirtschaft gilt es, die Wettbewerbsfä­
higkeit zu steigern, dies auch im Hinblick auf die Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen. Nur ein hohes Investitionsniveau kann langfristig die in­
ternationale Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz sichern und verbessern.

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist das Revitalisierungsprogramm. 
Bereits konnten in diesem Rahmen etliche Schritte unternommen werden. 
Weitere dringliche Massnahmen stehen jedoch noch vor der Tür: die Sanie­
rung der Bundesfinanzen, die Verbesserung der steuerlichen Konditionen 
und die Umsetzung arbeitsmarktpolitischer Massnahmen. Das revidierte 
Arbeitsgesetz stellt einen weiteren echten Beitrag zur Revitalisierung 
des Wirtschaftsstandorts Schweiz dar.

1.2. Gleichbehandlung von Frau und Mann im Bereiche der Nacht- 
und Sonntagsarbeit

Das schweizerische Arbeitsgesetz enthält ein grundsätzliches Verbot der 
Nacht- und Sonntagsarbeit. Dass ein solches Verbot nicht ohne Ausnahmen 
gelten kann, ist offensichtlich. In Gastbetrieben, Spitälern, Betreuungshei­
men, Betrieben der Elektrizitäts-, Wasser- und Verkehrsversorgung oder der 
Telekommunikation, Zeitungsredaktionen und Druckereien, Bäckereien, Kä­
sereien, Tankstellen, Kiosken, Theatern, Unterhaltungsbetrieben und bei 
Sportveranstaltungen: Überall arbeiten Menschen nachts und am Sonntag. 
Und wir alle sind darauf angewiesen, dass sie es tun. Dementsprechend 
lässt denn bereits das alte Arbeitsgesetz auch Ausnahmen vom grundsätzli­
chen Verbot der Nacht- und Sonntagsarbeit zu. Ausnahmemöglichkeiten 
bestehen sowohl für ganze Branchen wie auch für einzelne Betriebe. Die
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Voraussetzungen dafür, dass ein einzelner Betrieb eine Beschäftigung in der 
Nacht oder am Sonntag vorsehen darf, sind sehr streng.

In zahlreichen Dienstleistungsbranchen, in denen Nacht- oder Sonntagsar­
beit verrichtet wird, gelten die Ausnahmen vom grundsätzlichen Verbot in 
gleicher Weise für Frauen wie für Männer. In der Industrie waren Aus­
nahmen aber bis anhin nur für Männer möglich. Für die Frauen galt das 
Verbot der Nacht- und Sonntagsarbeit absolut.

Diese Ungleichbehandlung von Frau und Mann betreffend Nacht- und 
Sonntagsarbeit in der Industrie war in einem Übereinkommen der Internatio­
nalen Arbeits-Organisation (IAO) verankert, das die Schweiz ratifiziert hatte 
(lAO-Übereinkommen Nr. 89). Dass diese Rechtslage vor dem Gleichbe- 
handlungsgebot der Bundesverfassung (Artikel 4 BV) nicht standhält, war 
längst klar. Die Bestrebungen, das iAO-Übereinkommen Nr. 89 zu kündigen, 
stiessen aber auf den erbitterten Widerstand der Gewerkschaften. Nachdem 
jedoch die Staaten der EU durch entsprechende Entscheide des Europäi­
schen Gerichtshofes gezwungen wurden, dieses Übereinkommen zu kündi­
gen und im Bereiche der Nacht- und Sonntagsarbeit die Gleichbehandlung 
der Frauen mit den Männern einzuführen, entschloss sich der Bundesrat, die 
erforderlichen Anpassungen im schweizerischen Recht ebenfalls vorzuneh­
men.

Im Jahre 1992 hat der Bundesrat das lAO-Übereinkommen Nr. 89 gekün­
digt. Mit der Befreiung von den Fesseln dieses Übereinkommens war der 
Weg frei, um die Gleichbehandlung der Frauen im Bereiche der Nacht- und 
Sonntagsarbeit auch im schweizerischen Recht zu verwirklichen.

2. Die Ziele der Revision

2.1. Beitrag zum Erhalt von Arbeitsplätzen

Seit langer Zeit schon war von seiten der Wirtschaft gefordert worden, dass 
die einschränkenden Bestimmungen zur Nacht- und Sonntagsarbeit im Ar­
beitsgesetz gelockert würden. Die Starrheit der Arbeitszeiten-Regelung und 
die mit dem absoluten Nacht- und Sonntagsarbeitsverbot für Frauen bewirk­
te Beschränkung des Arbeitsmarktes sind mitverantwortlich für die Abwan­
derung von Arbeitsplätzen ins Ausland, die immer dramatischere Formen 
annimmt. Ziel der Revision ist es deshalb, die betrieblichen Arbeitszeiten zu 
flexibilisieren: Der einzelne soll nicht mehr arbeiten als bis anhin; aber 
im Betrieb sollen flexible Ablösesysteme zulässig sein. Es soll dann ge­
arbeitet werden dürfen, wenn Arbeit da ist, und es soll so gearbeitet werden 
dürfen, dass die betrieblichen Ressourcen optimal genützt werden können.
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Eine solche Arbeitszeitenregelung ist ein wesentlicher Beitrag zum Erhalt 
von Arbeitsplätzen in der Schweiz. Schon deshalb liegt sie auch im Interes­
se der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Überdies bringt sie ihnen aber 
auch insofern Vorteile, als sie auch ihnen eine individuelle, flexible Arbeits­
und Freizeitgestaltung ermöglicht.

2.2. Verwirklichung der Gleichstellung von Frau und Mann im Berei­
che der Nacht- und Sonntagsarbeit

Wenn auch der eben unter Ziffer 2.1. erwähnte Beitrag zur Arbeitsplatzerhal­
tung eine zentrale Zielsetzung der Vorlage ist, so ging es bei der Revision 
doch primär darum, die Kündigung des lAO-Übereinkommens Nr. 89 ins 
schweizerische Recht umzusetzen. In erster Linie sollen mit der Revision al­
so die bestehenden geschlechterspezifischen Ungleichheiten im Berei­
che der Nacht- und Sonntagsarbeit beseitigt werden.

So führte der Bundesrat in seiner Botschaft zur Revision des Arbeitsgeset­
zes aus, das Hauptziel bestehe darin, „Männer und Frauen in bezug auf die 
Arbeits- und Ruhezeitvorschriften, namentlich im Bereich der Nacht- und 
Sonntagsarbeit, gleich zu behandeln“ (Botschaft, Ziff. 113). Anpassungsbe­
darf bestand vor allem hinsichtlich des Nacht- und Sonntagsarbeitsverbots 
für Frauen in der Industrie, das keine Ausnahmen zuliess.

2.3. Abfederung durch eine Verbesserung des Schutzes von Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmern

Schon bei der Kündigung des lAO-Übereinkommens Nr. 89 hatte der Bun­
desrat unterstrichen, dass gleichzeitig mit der Lockerung des absoluten 
Nacht- und Sonntagsarbeitsverbots für Frauen der Arbeitnehmerschutz zu 
verstärken sei.

Parallel mit der Verwirklichung der Gleichstellung soll die Revision denn 
auch den Schutz aller in der Nacht oder am Sonntag Beschäftigten verbes­
sern. Und zwar soll dieser Schutzausbau nicht etwa als „Gegenleistung für 
die arbeitsgesetzliche Gleichbehandlung von Frau und Mann“, sondern als 
.Ausgleich der mit der Liberalisierung der Arbeitszeitvorschriften verbunde­
nen möglichen Beeinträchtigungen der Gesundheit und des allgemeinen 
Wohlbefindens der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen verstanden wer­
den“ (Botschaft, Ziff. 123).
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3. Worum geht es in der Revision?

3.1. Die alte Rechtslage

Das bisherige Arbeitsgesetz enthält ein grundsätzliches Verbot der Nacht- 
und der Sonntagsarbeit (Art. 16 u. 18 altes ArG). Als Nacht gilt im Sommer 
die Zeit zwischen 20.00 Uhr und 05.00 Uhr, im Winter die Zeit zwischen
20.00 Uhr und 06.00 Uhr. Für einzelne Betriebe besteht die Möglichkeit, die 
Grenzen der Tagesarbeit in einem bestimmten Rahmen zu verschieben, 
sofern ein Bedürfnis nachgewiesen wird (Art. 10 Abs. 2 altes ArG). In der 
Verordnung erfolgt zudem für zahlreiche Dienstleistungsbranchen eine Ver­
schiebung der Grenzen der Tagesarbeit oder es ist eine entsprechende 
Möglichkeit zur Verschiebung vorgesehen. Nach altem schweizerischem Ar­
beitsrecht ist also die Nacht je  nach Branche oder sogar nach Betrieb ganz 
unterschiedlich definiert.

Für zahlreiche Branchen, für welche Nacht- oder Sonntagsarbeit unentbehr­
lich ist, insbesondere im Dienstleistungssektor, sind entsprechende Bran- 
chen-Ausnahmen vom grundsätzlichen Verbot in der Verordnung festge­
halten. Bei der Nachtarbeit erfolgen die Ausnahmen in der Regel durch eine 
Verschiebung der Tagesgrenzen (d.h. durch eine branchen-spezifische De­
finition der Nacht); bei der Sonntagsarbeit dadurch, dass die Bestimmung 
über das Sonntagsarbeitsverbot für nicht anwendbar erklärt wird. Diese 
branchenweisen Ausnahmen gelten im allgemeinen für Männer wie für 
Frauen.

Betriebliche Ausnahmen vom Verbot der Nacht- oder Sonntagsarbeit sind 
möglich, doch unterliegen sie strengen Voraussetzungen:

Dauernde oder regelmässig wiederkehrende Nacht- oder Sonntagsarbeit 
bedarf einer Bewilligung. Diese Bewilligung wird nur erteilt, wenn die 
Nacht- oder Sonntagsarbeit aus technischen oder wirtschaftlichen Grün­
den unentbehrlich ist (Art. 17 Abs. 2 u. Art. 19 Abs. 2 altes ArG)! Zu­
ständig zur Bewilligungserteilung ist für Industriebetriebe der Bund, für 
andere Betriebe sind es die Kantone.

Bloss vorübergehende Nacht- oder Sonntagsarbeit kann demgegenüber 
bewilligt werden, sofern ein dringendes Bedürfnis nachgewiesen wird 
(Art. 17 Abs. 1 u. Art. 19 Abs. 1 altes ArG). Zuständig zur Bewilligungser­
teilung sind die Kantone.

Wenn ein Betrieb eine Bewilligung für Nacht- oder Sonntagsarbeit hat, heisst 
das noch nicht, dass er auch alle Beschäftigten entsprechend einsetzen 
darf. Hier wirkt sich nun das absolute Verbot der Nacht- und Sonntagsarbeit 
für Frauen in der Industrie aus: In industriellen Betrieben dürfen Frauen 
selbst dann nicht in der Nacht oder am Sonntag arbeiten, wenn die betriebli­
chen Voraussetzungen (technische oder wirtschaftliche Unentbehrlichkeit
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bzw. Nachweis eines dringenden Bedürfnisses) erfüllt sind. Der entspre­
chende Betrieb darf nur Männer für die Nacht- oder Sonntagsarbeit einset- 
zen.

3.2. Die Mängel der heutigen Rechtslage

Dass es den Frauen in der Industrie absolut und ohne Ausnahme verwehrt 
ist, nachts oder am Sonntag zu arbeiten, stellt eine unhaltbare ge­
schlechtsspezifische Diskriminierung dar:

- Zunächst hat diese Regelung eine Benachteiligung der Frauen auf dem
Arbeitsmarkt zur Folge. In vielen Industriebetrieben, in denen nachts 
oder am Sonntag gearbeitet werden muss, finden Frauen heute keine 
Stelle mehr.

- Des weitern bedeutet die Regelung des alten Arbeitsgesetzes eine Be­
einträchtigung der Karrierechancen von Frauen in der Industrie: Es gibt 
Beispiele, in denen eine Frau eine leitende Funktion - zum Beispiel eine 
Projektleitung - hätte übernehmen können; diese Funktion hätte aber 
auch gewisse Verrichtungen in der Nacht oder am Sonntag mit sich ge­
bracht. Obwohl die betrieblichen Voraussetzungen für die entsprechende 
Nacht- oder Sonntagsarbeit erfüllt waren, erhielt die Frau - als Frau - die 
Bewilligung für diese Beschäftigung nicht.

- Sodann hat eine Frau mit einem Arbeitsplatz in der Industrie nicht die­
selben Möglichkeiten zur individuellen Gestaltung ihrer Arbeitszeiten
wie ihre männlichen Kollegen. Ob mit oder ohne Familie, auch Frauen 
können ein Bedürfnis haben, über eine gewisse Zeit oder auch nur vor­
übergehend nachts oder am Sonntag zu arbeiten. Das wird ihnen von 
Gesetzes wegen verboten. Es wird ihnen nicht gestattet, ihre Arbeitszeit 
nach ihren individuellen Bedürfnissen auszurichten. Diese Frauen sind 
gleich doppelt diskriminiert: einerseits gegenüber ihren männlichen Kolle­
gen in der Industrie; andererseits gegenüber den Frauen in den Dienst­
leistungsbranchen, denen durch die Verordnung die Nacht- oder Sonn­
tagsarbeit gestattet wird.

- Schliesslich bedeutet die bisherige Regelung auch eine Beeinträchti­
gung der Berufswahlmöglichkeiten von Frauen, die in der Nacht oder 
am Sonntag arbeiten wollen. Solche Frauen dürfen zwar Dienstleistungs­
arbeiten verrichten, zum Beispiel als Nachtschwester in einem Spital, als 
Taxifahrerin oder als Bardame, sie dürfen aber nicht an einem ruhigen 
Arbeitsplatz Mikrochips produzieren.

Aber nicht nur für Frauen selber hat die Ungleichbehandlung negative Fol­
gen. Auch für die Betriebe wirkt sich die Regelung des alten Rechts sehr 
belastend aus: Wenn industrielle Betriebe, die Frauen beschäftigen, zur Be­
wältigung von Auftragsspitzen eine Bewilligung für vorübergehende Nacht­
oder Sonntagsarbeit erhalten, so müssen sie entweder kurzfristig eine
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männliche Belegschaft einstellen - und diese ausbilden - oder trotz der Be­
willigung auf die entsprechenden Aufträge verzichten. Im ersten Falle führt 
die Regelung wegen der erforderlichen Ausbildung und Einarbeitung der 
männlichen Belegschaft zu zusätzlichen Kosten. Im zweiten Falle gehen 
Aufträge, die für den Erhalt unserer Arbeitsplätze wichtig sind, schlicht 
und einfach verloren.

Aus wirtschaftlicher Sicht fällt zudem ins Gewicht, dass die betriebliche 
Nacht- oder Sonntagsarbeit an strenge Voraussetzungen und administrative 
Auflagen gebunden ist. Das ist sicher dort sinnvoll, wo es um den Schutz der 
Gesundheit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern geht. Wenn aber 
alle diese Einschränkungen und Auflagen bereits ab 20.00 Uhr zum Tra­
gen kommen, so stehen die entsprechenden Behinderungen in keinem Ver­
hältnis mehr zum angestrebten Ziel.

Die heutige Rechtslage hat zur Folge, dass bereits für einen 2-Schicht- 
Betrieb eine besondere Bewilligung eingeholt werden muss. Der admi­
nistrative Aufwand dafür ist beträchtlich, muss doch im einzelnen dargelegt 
werden, dass die Voraussetzungen gemäss Art. 23 des alten Gesetzes er­
füllt sind. Und wenn der entsprechende Nachweis nicht gelingt, so darf der 
Betrieb nicht 2 volle Schichten nacheinander vorsehen, da diese über die 
Grenzen der Tagesarbeit hinausgehen würden. Ein gängiges Modell sieht 
beispielsweise die erste Schicht von 06.00 bis 14.00 Uhr und die zweite 
Schicht von 14.00 bis 22.00 Uhr vor. Ein solches Modell ist nach altem 
Recht nur mit einer entsprechenden Bewilligung zulässig. Diese Auflagen 
stellen eine schwere Benachteiligung des schweizerischen Wirtschafts­
standortes dar.

Was schliesslich die Definition der Nacht im schweizerischen Arbeitsrecht 
anbelangt, so ist diese infolge des Systems mit der (betriebs- oder bran­
chenweisen) Verschiebung der Grenzen der Tagesarbeit völlig unüber­
blickbar geworden. Verschiebungen sind sowohl durch eine Hinausschie­
bung des Tagesendes wie durch eine Vorziehung des Tagesbeginns mög­
lich. Und wegen der einschneidenden Einschränkungen, die nach dem alten 
Arbeitsgesetz für die Nacht- und Sonntagsarbeit gelten, mussten denn auch 
im grossen Ausmass solche Verschiebungen vorgenommen werden. So 
sind Fälle möglich, in denen der Tag bereits um 0.00 Uhr beginnt 
(Sonderfälle bei Bäckereien, Konditoreien, Confiserien) oder in denen er bis 
0.30 Uhr dauert (Kinos). Bei diesem System gibt es also keine Nachtstunde 
mehr, die nicht in irgendeiner Variante arbeitsrechtlich als Tag gelten könn­
te!
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3.3. Der Inhalt der Revision

3.3.1. Die Kerninhalte

3.3.1.1. Gleichstellung von Frau und Mann im Bereich der Nacht- und 
Sonntagsarbeit

Die Revision des Arbeitsgesetzes hebt die bestehende Ungleichheit zwi­
schen Frau und Mann im Bereiche der Nacht- und Sonntagsarbeit auf. Das 
im bisherigen Recht geltende grundsätzliche Verbot der Nacht- und 
Sonntagsarbeit wird nicht angetastet: Es bleibt bestehen, für Männer 
wie für Frauen. Neu sollen aber für Frauen dieselben Ausnahmen vom 
Verbot möglich sein wie für Männer.

Nacht- und Sonntagsarbeit ist im bisherigen Gesetz verboten (Art. 16 Abs. 1
u. Art. 18 Abs. 1 altes ArG), und sie bleibt es auch im neuen (Art. 16 u. Art.
18 Abs. 1 neues ArG). Nur wenn besondere gesetzliche Voraussetzungen 
erfüllt sind, darf ausnahmsweise nachts oder am Sonntag gearbeitet wer­
den. Diese Voraussetzungen sind sehr streng: Dauernde oder regelmässig 
wiederkehrende Nacht- oder Sonntagsarbeit ist nur zulässig, wenn sie aus 
technischen oder wirtschaftlichen Gründen unentbehrlich ist. Und für bloss 
vorübergehende Nacht- oder Sonntagsarbeit braucht es den Nachweis eines 
dringenden Bedürfnisses. In einem industriellen Betrieb dürfen nach altem 
Arbeitsgesetz die Frauen aber selbst dann nicht in der Nacht oder am 
Sonntag arbeiten, wenn diese strengen Voraussetzungen erfüllt sind. Der 
Betrieb darf in solchen Fällen nur Männer einsetzen. Damit erleiden die 
Frauen eine schwere Benachteiligung auf dem Arbeitsmarkt. Industrielle Be­
triebe, die auf Nacht- oder Sonntagsarbeit angewiesen sind, stellen wegen 
des für Frauen absolut und ausnahmslos geltenden Nacht- und Sonntagsar­
beitsverbots keine Frauen mehr ein.

Die durch die Revision erfolgte Änderung besteht einzig in der Aufhebung 
dieser Benachteiligung der Frauen in der Industrie. Die Voraussetzungen, 
die erfüllt sein müssen, damit in einem Betrieb nachts (d.h. zwischen
23.00 und 06.00 Uhr) oder am Sonntag gearbeitet werden darf, werden 
in keiner Weise geändert. Gleich wie schon das grundsätzliche Verbot der 
Nacht- und Sonntagsarbeit bestehen bleibt, so bleiben auch die Vorausset­
zungen für Ausnahmen von diesem Verbot (technische oder wirtschaftliche 
Unentbehrlichkeit bzw. Nachweis eines dringenden Bedürfnisses) bestehen 
(Art. 17 Abs. 2 u. 3 und Art. 19 Abs. 2 u. 3 neues ArG). Die Revision führt al­
so nicht etwa dazu, dass in den Betrieben jetzt mehr als bis anhin nachts 
oder am Sonntag gearbeitet werden dürfte. Wo solche Arbeit aber zulässig 
ist, da sollen nicht nur Männer, sondern auch Frauen diese Arbeitsplätze 
einnehmen dürfen.

Zu betonen bleibt schliesslich noch, dass niemand, weder Frau noch Mann, 
ohne sein Einverständnis zu Nacht- oder Sonntagsarbeit herangezogen 
werden kann (Art. 17 Abs. 6 u. Art. 19 Abs. 6 neues ArG).
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3.3.1.2. Abgrenzung von Tag und Nacht

Die Revision bringt eine neue Definition der Nachtarbeit (Art. 10 neues 
ArG): Als Nacht gilt ein Block von 7 Stunden, der zwischen 23.00 Uhr und
06.00 Uhr liegt. Dieser 7-Stunden-Block kann um maximal 1 Stunde vor- 
oder zurückverschoben werden. Allerdings ist eine solche Verschiebung des 
Nacht-Blockes nur möglich, wenn ihr die Arbeitnehmer zustimmen. Und die 
Dauer der Nacht (7 Stunden) darf keinesfalls verkürzt werden.

Die neue Abgrenzung von Tages- und Nachtarbeit bedeutet konkret, dass 
die Abendarbeit (20.00 Uhr bis 23.00 Uhr) uneingeschränkt zulässig ist. 
Damit wird es möglich, ohne umständliche Bewilligungsverfahren in zwei 
Schichten zu arbeiten. Die Liberalisierung des 2-Schicht-Betriebes ist ein 
wesentlicher Beitrag zur Sicherung von Arbeitsplätzen. Der Wegfall der 
einschränkenden Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Abendarbeit 
stärkt die Konkurrenzfähigkeit der Betriebe in industriellen Schlüsselbran­
chen nachhaltig.

Der einzelne Arbeitnehmer muss deswegen aber nicht etwa mehr arbei­
ten. Die Revision ändert an den Arbeitszeiten der einzelnen Arbeitnehmer 
nichts. Hingegen kommt die Liberalisierung des 2-Schicht-Betriebes auch 
den Arbeitnehmern zugute: Die Flexibilisierung der Arbeitszeiten bedeutet, 
dass im Betrieb vermehrt verschiedene Arbeitszeit-Modelle angeboten wer­
den können und die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihre Arbeits- und 
Freizeit nach individuellen Bedürfnissen gestalten können.

3.3.1.3. Abfederung durch eine Verbesserung des Arbeitnehmer­
schutzes

Entsprechend der politischen Absichtserklärung des Bundesrates be­
schränkt sich die Revision nicht auf die Realisierung der Gleichstellung im 
Bereiche der Nacht- und Sonntagsarbeit sowie auf die Flexibilisierung der 
Abendarbeit. Vielmehr sieht sie auch einen Ausbau des Arbeitnehmerschut­
zes vor. Der Arbeitgeber wird neu verpflichtet:

- generell Massnahmen zum Schutz der persönlichen Integrität der Ar­
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu treffen (Art. 6 Abs. 1 neues 
ArG);

- dafür zu sorgen, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Ausübung 
ihrer beruflichen Tätigkeit keinen Alkohol oder andere berauschende 
Mittel konsumieren müssen (Art. 6 Abs. 2bls neues ArG: sogenannter 
Tänzerinnenartikel);

- den am Abend oder in der Nacht (d.h. zwischen 20.00 Uhr und 06.00 Uhr) 
arbeitenden Frauen bei Schwangerschaft nötigenfalls eine Tagesar­
beit zwischen (06.00 Uhr und 20.00 Uhr) anzubieten. Kann ihnen keine 
gleichwertige Tagesarbeit angeboten werden, ist eine Lohnfortzahlung
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in der Höhe von 80 % während der ganzen Schwangerschaft und bis 
zur 16. Woche nach der Niederkunft zu gewährleisten (Art. 35b neues 
ArG); derselbe Mutterschaftsschutz wie bei Nachtarbeit wird auch bei 
beschwerlichen und gefährlichen Arbeiten, für welche eine Beschäfti­
gung von schwangeren Frauen und stillenden Müttern untersagt ist, ein­
geführt (Art. 35 Abs. 3 neues ArG);

- die medizinische Betreuung aller Nachtarbeitenden (Frauen und Män­
ner) zu gewährleisten (Art. 17c neues ArG);

- gegebenenfalls Massnahmen zu treffen in bezug auf (Art. 17e neues 
ArG):
-  die Sicherheit des Arbeitsweges 
-- die Organisation des Transports
-  Ruhegelegenheiten
-  Verpflegungsmöglichkeiten
-  Kinderbetreuung 
-- etc.

Im übrigen ist bereits vor der Revision des Arbeitsgesetzes, im Rahmen von 
Swisslex, ein einseitiger Ausbau des Arbeitnehmerschutzes erfolgt (Mitwir­
kungsgesetz, Änderung der Bestimmung über den Arbeitsvertrag im OR). 
Dieser Schutzausbau ist vom Bundesrat seinerzeit als Kompensation für die 
kommenden Liberalisierungen bezeichnet worden.

3.3.2. Weitere Inhalte

3.3.2.1. Arbeit an Sonntagen in Verkaufsgeschäften

Im Verlaufe der parlamentarischen Beratungen ist eine Bestimmung in das 
Arbeitsgesetz aufgenommen worden, wonach Verkaufsgeschäfte an jähr­
lich höchstens 6 Sonn- und Feiertagen bewilligungsfrei Arbeitnehmer 
beschäftigen dürfen, soweit die Vorschriften über den Ladenschluss 
das Offenhalten gestatten (Art. 19 Abs. 4 neues ArG). Der neue Artikel im 
Arbeitsgesetz ist klar von der Gesetzgebung über die Ladenöffnung zu un­
terscheiden: Mit der neuen Bestimmung des Arbeitsgesetzes darf überhaupt 
noch kein Verkaufsgeschäft am Sonntag öffnen. Ob Sonntagsverkauf 
möglich ist oder nicht, bestimmt die kantonale Gesetzgebung über die 
Ladenöffnung. Das gilt heute schon so, und daran wird mit der Revision 
nichts geändert.

Hingegen soll die neue Bestimmung im Arbeitsgesetz sicherstellen, 
dass kein Widerspruch zwischen dem Arbeitsgesetz und der kantona­
len Gesetzgebung über die Ladenöffnung an Sonntagen entsteht. Ein
solcher Widerspruch ergab sich in der bisherigen Gesetzgebung dann, wenn 
ein Kanton in seiner LadenÖffnungsgesetzgebung an vereinzelten Sonnta­
gen die Ladenöffnung zulassen wollte. Tat er dies, so durften dann zwar die 
Läden geöffnet werden. Aber nur der Ladeninhaber und seine Angehörigen -
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und allenfalls Kaderleute, die nicht dem Arbeitsgesetz unterstehen - durften 
auch tatsächlich im Laden arbeiten. Das Personal durfte, wegen des Sonn- 
tagsarbeitsverbots im Arbeitsgesetz, nicht beschäftigt werden. Dieser Wider­
spruch wird nun mit der Revision des Arbeitsgesetzes korrigiert: Wenn ein 
Kanton in seinem demokratischen Willensbildungsprozess - in der Regel 
mittels Volksabstimmung - beschliesst, an einigen Sonntagen (vornehmlich 
in der Vorweihnachtszeit) die Ladenöffnung zuzulassen, dann soll es nicht 
so sein, dass man zwar den Laden öffnen, das Personal aber nicht beschäf­
tigen darf. Es soll also die kantonale Kompetenz zur Ladenöffnungsgesetz- 
gebung nicht durch die Bundesgesetzgebung zum Arbeitsrecht durchkreuzt 
werden. Damit wird die Kantons-Autonomie gestärkt: So, wie es im Kan­
ton in demokratischer Weise beschlossen worden ist, so soll es auch 
tatsächlich gelten.

Diese Stärkung der kantonalen Ladenöffnungs-Bestimmungen gilt jedoch 
nur für maximal 6 Sonn- oder Feiertage pro Jahr. Für die übrigen 55 Sonn- 
oder Feiertage bleibt das grundsätzliche Verbot, Arbeitnehmer zu beschäfti­
gen, weiterhin bestehen. Allfälligen kantonalen Bestrebungen, die Ladenöff­
nung an Sonntagen zu liberalisieren, wird also eine klare Schranke gesetzt. 
Im übrigen werden die Kantone, soweit sie überhaupt eine Liberalisierung 
des Sonntagsverkaufs beabsichtigen, die Maximalzahl von 6 Tagen in der 
Regel ohnehin nicht ausschöpfen.

3.3.2.2. Die Überstunden

Zu den Überstunden ist vorweg zu betonen, dass im neuen Arbeitsgesetz 
die Zahl der zulässigen Überstunden nicht erhöht wird. Im Gegenteil: Mit der 
Aufhebung der Hilfsarbeit lässt das Gesetz nunmehr insgesamt deutlich 
weniger Überstunden zu als bis anhin.

Überstunden sind diejenigen Arbeitsstunden, die der Arbeitnehmer über sei­
ne vertraglich vereinbarte Arbeitszeit hinaus leistet. Es gibt 3 Arten von 
Überstunden:

- Die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit liegt in der Regel deutlich unter den 
gesetzlichen Höchstarbeitszeiten (Art. 9 ArG). Bis die vom Gesetz her 
zulässige Anzahl Stunden ausgeschöpft ist, kann eine beträchtliche Zahl 
von Überstunden geleistet werden. Diese erste Art von Überstunden ist 
also diejenige Arbeitszeit, die über der vertraglich vereinbarten Ar­
beitszeit, aber unter der gesetzlichen Höchstarbeitszeit liegt. (In den 
von den Gewerkschaften verwendeten Rechenbeispielen wird von 240 bis 
280 möglichen Überstunden pro Jahr bis zum Erreichen der gesetzlichen 
Höchstarbeitszeit ausgegangen.)

- Daneben besteht die Möglichkeit, über die gesetzliche Höchstarbeits­
zeit hinaus Überstunden zu leisten. Überstunden, welche die gesetzliche 
Höchstarbeitszeit übersteigen (sogenannte Überzeitarbeit), sind nur un­
ter besonderen, im Gesetz vorgesehenen Voraussetzungen (Art. 12 Abs.
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1 altes und neues ArG) zulässig, und ihre Zahl darf nicht mehr als 260 pro 
Jahr (bzw. in gewissen Fällen 220) betragen (Art. 12 Abs. 2 u. 4 altes ArG 
und Art. 12 Abs. 2 neues ArG).

- Neben den Überstunden, die bis zum Erreichen der gesetzlichen Höchst­
arbeitszeit geleistet werden können, und neben der Überzeitarbeit sah 
das Gesetz bis anhin noch eine dritte Kategorie von Überstunden, die 
Hilfsarbeit, vor (Art. 14 altes ArG). Hilfsarbeits-Überstunden konnten zu­
sätzlich zu den übrigen Überstunden geleistet werden.

Anlässlich der Revision des Arbeitsgesetzes ist die zulässige Anzahl 
der ersten beiden Kategorien von Überstunden nicht verändert worden.
Bei der Überzeitarbeit wird die mögliche Anzahl Stunden pro Jahr im Gesetz 
festgehalten. Diese Anzahl beträgt 260 Stunden für Arbeitnehmer, deren ge­
setzliche Höchstarbeitszeit bei 45 Stunden pro Woche liegt, und 220 Stun­
den für Arbeitnehmer, deren gesetzliche Höchstarbeitszeit bei 50 Stunden 
pro Woche liegt. Diese Zahlen waren im alten Arbeitsgesetz so festge­
schrieben (Art. 12 Abs. 2 u. 4 altes ArG), und sie sind es im neuen genau 
gleich (Art. 12 Abs. 2 neues ArG). Die Revision hat an der Anzahl zulässiger 
Stunden Überzeitarbeit nichts geändert. Die Überstunden der ersten Art 
(also diejenigen unterhalb der gesetzlichen Höchstarbeitszeit) und die Über­
zeitarbeit ergeben zusammen, je nach Rechenbeispiel, bis gegen 500 ma­
ximal zulässige Überstunden pro Jahr. Das war vor der Revision so und hat 
sich mit der Revision nicht geändert.

Hingegen ist der Artikel über die Hilfsarbeit (Art. 14 altes ArG; also die 
dritte Art Überstunden) ersatzlos gestrichen worden. Solche Arbeiten wer­
den neu an die gesetzlich zulässige Höchstarbeitszeit angerechnet. Damit 
wird die maximal zulässige Überstundenzahl massiv eingeschränkt.

Was schliesslich die Überzeitarbeit anbelangt, so hat nicht nur die vom Ge­
setz zugelassene Anzahl nicht geändert. Auch die Voraussetzungen, die 
erfüllt sein müssen, damit überhaupt Überzeitarbeit geleistet werden 
darf, sind im neuen Arbeitsgesetz genau gleich wie im alten (Art. 12 
Abs. 1 altes und neues ArG). Geändert hat hingegen die Bewilligungspflicht: 
Eine gewisse Anzahl Stunden Überzeitarbeit bedurften auch nach altem 
Recht keiner Bewilligung, nämlich 90 Stunden bei total 260 möglichen Über- 
zeit-Stunden pro Jahr und 60 Stunden bei total 220 möglichen Überzeit- 
Stunden pro Jahr. Für die darüber hinausgehende Überzeitarbeit (170 bzw. 
160 Stunden pro Jahr) bedurfte es einer Bewilligung. Diese Bewilligungs­
pflicht ist aufgehoben worden, weil sie zur Folge hatte, dass sich die Kon- 
trollbehörden in ineffizienter Weise mit administrativen Arbeiten beschäftigen 
mussten, anstatt dort Kontrollen durchführen zu können, wo es zum Schutz 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erforderlich gewesen wäre. Die 
Streichung der Bewilligungspflicht hat nicht etwa zur Folge, dass nun ver­
mehrt Überzeitarbeit geleistet werden könnte. Denn die Voraussetzungen, 
damit Überzeitarbeit überhaupt zulässig ist, sind wie gesagt dieselben ge­
blieben. Und mit der Abschaffung der Bewilligungspflicht hat nun die Kon-
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trollbehörde die Möglichkeit, ihre Zeit für wirkungsvolle Kontrollen der Einhal­
tung der Arbeitnehmerschutz-Bestimmungen einzusetzen.

Im Bereiche der Überstunden erfolgt also ein gezielter Ausbau des Ar­
beitnehmerschutzes, indem mit der Aufhebung der Hilfsarbeit nunmehr 
insgesamt deutlich weniger Überstunden als bis anhin möglich sind und in­
dem die Kontrollorgane ihre Zeit in Zukunft statt für administrative Arbeiten 
für effiziente Kontrollen einsetzen können.

3.3.2.3. Die Bewilligungserteilung für Nacht- oder Sonntagsarbeit

Nach altem Arbeitsgesetz wurde die Bewilligung für dauernde oder regel­
mässig wiederkehrende Nacht- oder Sonntagsarbeit nur bei industriellen 
Betrieben vom Bund erteilt. Bei anderen Betrieben war der Kanton zuständig 
(Art. 17 Abs. 2 u. Art. 19 Abs. 2 altes ArG). Im Sinne einer einheitlichen 
Rechtsanwendung ist die Zuständigkeit zur Erteilung dieser Bewilligungen 
nun für alle Betriebe dem Bund zugewiesen worden. Demgegenüber ver­
bleibt die Zuständigkeit zur Bewilligung bloss vorübergehender Nacht- oder 
Sonntagsarbeit bei den Kantonen (Art. 17 Abs. 5 u. Art. 19 Abs. 5 neues 
ArG).

Diese Neuordnung der Kompetenzen zur Bewilligungserteilung für Nacht­
oder Sonntagsarbeit einerseits und die Klarstellung des Verhältnisses zwi­
schen Arbeitsgesetz und LadenÖffnungsgesetzgebung der Kantone ande­
rerseits (oben, 3.3.2.1.) fördern die Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit 
und schaffen gerechte, kalkulierbare Rahmenbedingungen.

4. Warum braucht es das revidierte Arbeitsgesetz?

Die Arbeitsgesetzrevision leistet einen wichtigen Beitrag, um dem Trend zum 
Abbau und zur Auslagerung von Arbeitsplätzen ins Ausland entgegenzuwir­
ken und Arbeitsplätze in der Schweiz zu erhalten (4.1.). Im übrigen ist sie 
schon zur Verwirklichung der von der Verfassung geforderten Gleichbehand­
lung der Geschlechter unabdingbar (4.2.). Ausserdem bringt sie einen ver­
besserten Gesundheitsschutz (4.3.) und nicht zuletzt eine Stärkung der 
kantonalen LadenÖffnungsautonomie (4.4.).
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4.1. Sicherung von Arbeitsplätzen

4.1.1. Im allgemeinen

Mit der Neuabgrenzung der Tages- und Nachtarbeit (3.3.1.2.) werden die 
im alten Recht bestehenden einschränkenden Voraussetzungen und 
administrativen Auflagen für die Zeit von 20.00 Uhr bis 23.00 Uhr auf­
gehoben. Das bedeutet, dass ein 2-Schicht-Betrieb ohne weiteres möglich 
wird. Der einzelne Arbeitnehmer arbeitet nicht länger als bis anhin. Der Be­
trieb kann aber seine Produktionsmittel (die betrieblichen Ressourcen) bes­
ser nutzen, ohne dass er dafür zuerst ein Bewilligungsverfahren durchlaufen 
und den entsprechenden Nachweis erbringen muss. Die Konkurrenzfähig­
keit des Wirtschaftsstandortes Schweiz wird damit wesentlich verbes­
sert.

Für Industriebetriebe, in denen sogar 3- oder mehrschichtig gearbeitet wer­
den muss (was ja auch nach der Revision nur dann zulässig ist, wenn es 
aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen unentbehrlich ist), bedeutet 
die Revision, dass die bisherige Einschränkung des Arbeitsmarktes, wonach 
nur Männer beschäftigt werden durften, aufgehoben wird. Die entsprechen­
de Erweiterung des Arbeitskräftepotentials stellt ebenfalls einen wichti­
gen Beitrag zur Hebung der Konkurrenzfähigkeit dar.

Besonders wichtig ist, dass in Betrieben mit Arbeitnehmerinnen, in denen 
zur Bewältigung von Auftragsspitzen vorübergehend Nacht- oder Sonn­
tagsarbeit verrichtet werden muss, auch das angestammte weibliche Perso­
nal entsprechend beschäftigt werden darf. Denn für gewisse Funktionen ist 
es unabdingbar, dass Arbeitskräfte eingesetzt werden können, welche 
die entsprechenden Abläufe kennen. Müssen zuerst neue männliche Ar­
beitskräfte eingearbeitet werden, so kann der Auftrag oft schon aus terminli­
chen Gründen nicht übernommen werden. Überdies führt der zusätzliche 
Ausbildungsbedarf zu einer Kostenerhöhung, die oft bewirkt, dass man kei­
ne konkurrenzfähige Offerte mehr einreichen kann.

4.1.2. Stimmungsbild aus einzelnen Branchen

In der Textilindustrie, der Maschinenindustrie, der Papierindustrie, der che­
mischen Industrie und der grafischen Industrie, um nur einige für die 
Schweizer Industrie wesentliche Beispiele zu nennen, ja auch im Baugewer­
be und hier speziell im Untertagebau, muss zum Teil aus Konkurrenzgrün­
den, zum Teil aber auch aus technischer oder betrieblicher Notwendigkeit 2- 
oder sogar 3- und mehrschichtig produziert werden. Allein schon die Libera­
lisierung der Abendarbeit, das heisst der Wegfall der Bewilligungspflicht für 
die Zeit von 20.00 bis 23.00 Uhr, bedeutet für alle diese Betriebe einen we­
sentlichen Fortschritt.

In verschiedenen industriellen Branchen erfordert jeder Arbeitsplatz heute 
ausserordentlich hohe Investitionen. So belaufen sich die durchschnittlichen
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Kosten für einen Arbeitsplatz in einer Spinnerei infolge der hohen Investitio­
nen für den Maschinenpark auf ca. 5 Millionen Franken. Dass ein Betrieb mit 
solchen Kosten pro Arbeitsplatz auf den ununterbrochenen Betrieb ange­
wiesen ist, ist offensichtlich. Gigantische Investitionen sind beispielsweise 
auch in der Papierindustrie erforderlich: Die neuen Maschinen haben hier 
eine Länge von 300 bis 500 Metern und eine Breite von bis zu 10 Metern, 
und die Kosten belaufen sich auf 500 bis 700 Millionen Franken. Eine solche 
Maschine kann nur konkurrenzfähig eingesetzt werden, wenn sie ununter­
brochen in Betrieb ist. Der Umstand, dass nur die männliche Belegschaft für 
solche Einsätze zur Verfügung steht und die Frauen auch dann davon aus­
geschlossen sind, wenn sie in der Nacht oder am Sonntag arbeiten möch­
ten, bedeutet für diese Betriebe eine massive Behinderung auf dem Ar­
beitsmarkt, was seinerseits die effiziente Auslastung der Produktionsmittel in 
hohem Masse gefährdet.

Problematisch ist die Situation auch in Industriebereichen, wo zwar nicht 
dauernd im ununterbrochenen Betrieb produziert wird, wo man aber flexibel 
auf die Kundenbedürfnisse und die Auftragslage reagieren können muss. 
Solche sensiblen Abstimmungen sind heute beispielsweise in der Maschi­
nenindustrie eine Überlebensfrage.

Die bestehende Regulierung der Arbeitszeit im schweizerischen Arbeitsrecht 
ist, wenn auch nicht der einzige, so doch ein wesentlicher Standortnachteil, 
der dazu führt, dass in diesen dem internationalen Konkurrenzdruck ausge­
setzten Branchen immer mehr schweizerische Arbeitsplätze verlorengehen. 
So sind beispielsweise in der grafischen Industrie in den letzten 5 Jahren 
16’000 Arbeitsplätze verschwunden, und in der Textilindustrie sind allein im 
Jahre 1995 rund 2000 Arbeitsplätze verlorengegangen. Auslagerungen von 
Industriebetrieben häufen sich. Und das bleibt natürlich auch nicht ohne 
Auswirkungen auf die eher binnenwirtschaftlich strukturierten Branchen.

4.2. Gleichstellung

Die Revision des Arbeitsgesetzes beseitigt die Diskriminierung der Frauen in 
der Industrie, indem ihnen nun die gleichen Ausnahmen vom Nacht- und 
Sonntagsarbeitsverbot ermöglicht werden wie den Männern.

Eine Frau, die - aus welchen Gründen auch immer - in der Nacht oder 
am Sonntag arbeiten will, ist in ihren Berufsmöglichkeiten massiv ein­
geschränkt. Sie darf nur diejenigen Berufe ausüben, die nicht unter das 
strikte Nacht- und Sonntagsarbeitsverbot im heutigen Arbeitsgesetz fallen. 
Sie darf also beispielsweise Taxi fahren oder in einer Bar bedienen. Aber an 
einem industriellen Arbeitsplatz, beispielsweise zur Erstellung von Mikro­
chips, soll sie, als Frau, nicht arbeiten dürfen, sondern nur die Männer. Die­
se Ungleichbehandlung gilt es mit dem neuen Gesetz zu beheben.
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In Industriebetrieben, in denen in der Nacht (oder am Sonntag) gearbeitet 
werden muss, können nicht ohne weiteres Arbeitsplätze ausgesondert wer­
den, an denen nur tagsüber und nur an Werktagen gearbeitet werden kann. 
Deshalb wird es für Frauen immer schwieriger, in entsprechenden In­
dustrien überhaupt noch einen Arbeitsplatz zu erhalten. Vielmehr wer­
den von Anfang an nur noch Männer eingestellt, welche dann gegebenen­
falls auch die entsprechenden Arbeiten verrichten dürfen. Mit der Arbeitsge- 
setzrevision werden diese Arbeitsplätze wieder für Frauen zugänglich.

Dass es dabei durchaus um attraktive Arbeitsplätze geht, zeigt das Beispiel 
des Papiertechnologen: Immer wieder gäbe es junge Frauen, die diesen in­
teressanten und hoch technisierten Beruf erlernen möchten, durch das Ar­
beitsrecht jedoch daran gehindert werden.

Sogar zu Entlassungen könnte die alte Regelung führen: So läuft zur Zeit in 
einem Gross-Labor der Basler Chemie ein Projekt mit dem Ziel, die Produk­
tion auf ununterbrochenen Betrieb umzustellen; dies unter anderem aus 
prozess-technischen Gründen sowie aus ökologischen Überlegungen, weil 
das jeweilige „Anfahren“ mit der Produktion aus dem Stand zu massiv erhöh­
tem Schadstoff-Ausstoss führt. Bleibt das Nachtarbeitsverbot für Frauen ab­
solut, so droht der Ersatz des weiblichen Personals durch männliches.

Gleichstellung bei der Nacht- und Sonntagsarbeit ist auch erforderlich, damit 
die Frauen in der Industrie dieselben Karrierechancen haben wie ihre 
männlichen Kollegen. Denn viele Funktionen, welche Möglichkeiten für ein 
berufliches Weiterkommen eröffnen, bringen auch einen Einsatz in der 
Nacht oder am Sonntag mit sich (z.B. Projektleitungs-Funktionen). Die heu­
tige Regelung schliesst die Frauen in der Industrie von solchen Funktionen 
und damit von den entsprechenden Karrierechancen aus. Sogar aus dem 
Bankensektor (Bereich Empfang, Überwachung, Sicherheit) sind entspre­
chende Beispiele bekannt.

Schliesslich braucht es das neue Arbeitsgesetz auch, damit die in der Indu­
strie beschäftigten Frauen dieselben Möglichkeiten zur individuellen Ge­
staltung ihrer Arbeitszeit haben, wie die Männer. So lässt beispielsweise 
die Papierindustrie verlauten, dass sie gerade im Bereich der Teilzeitarbeit 
attraktive Arbeitsplätze bereitstellen könnte, von denen das Gesetz die 
Frauen aber ausschliesst. Ebenso sind aus der Maschinenindustrie und aus 
dem Bereich Informatik, System-Programmierung, entsprechende Beispiele 
bekannt.

4.3. Gesundheitsschutz

Die Arbeitsgesetzrevision bringt eine massgebliche Verbesserung des Ar­
beitnehmerschutzes. Vorab ist die medizinische Betreuung zu erwähnen, 
deren Kosten voll dem Arbeitgeber auferlegt werden. Diese medizinische 
Betreuung ist ein Mittel der Prävention. Es geht darum, allfällige Gesund­
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heitsprobleme, die mit der Nachtarbeit verbunden sein könnten, zu vermin­
dern oder zu vermeiden (vgl. Art. 17c Abs. 1 neues ArG).

Einen grossen Schritt - und ein grosses Entgegenkommen der Arbeitgeber - 
bedeutet auch die Neuregelung des Mutterschaftsschutzes für die Frau­
en, die am Abend (20.00 bis 23.00 Uhr) oder in der Nacht (23.00 bis
06.00 Uhr) arbeiten. Diese Frauen haben, sofern ihnen bei Schwanger­
schaft keine entsprechende Tagesarbeit angeboten werden kann, gegebe­
nenfalls während der ganzen Schwangerschaft und während 16 Wochen 
nach der Niederkunft trotz Fernbleibens von der Arbeit einen Anspruch auf 
80 % des Lohnes (Art. 35b neues ArG). Angesichts dieses Mutterschafts­
schutzes ist es schon ein starkes Stück, zu behaupten, die Neuregelung der 
Nacht- und Sonntagsarbeit in der Arbeitsgesetzrevision diene vor allem den 
Arbeitgeberinteressen. Fällt die Revision dahin, so fällt diese Verbesserung 
des Mutterschaftsschutzes auch für alle diejenigen Frauen dahin, die heute 
bereits Nacht- oder Sonntagsarbeit leisten.

Denselben Mutterschaftsschutz wie für die am Abend oder in der Nacht 
beschäftigten Frauen führt das neue Arbeitsgesetz für diejenigen Frauen 
ein, die beschwerliche oder gefährliche Arbeiten verrichten. Für solche 
Arbeiten ist die Beschäftigung schwangerer Frauen und stillender Mütter 
untersagt oder von besonderen Voraussetzungen abhängig (Art. 35 Abs. 2 
neues ArG). Kann eine Frau deswegen während der Schwangerschaft und 
während der Stillzeit nicht mehr an ihrer angestammten Stelle arbeiten und 
kann der Arbeitgeber der betreffenden Frau keine gleichwertige Ersatzarbeit 
zuweisen, hat er ihr auch hier 80 % des Lohnes zu entrichten (Art. 35 Abs. 3 
neues ArG).

Auch die Neuordnung der Zuständigkeit für die Bewilligungserteilung
(Art. 17 Abs. 5 u. Art. 19 Abs. 5 neues ArG) dient einer Verbesserung des 
Arbeitnehmerschutzes. Wenn neu der Bund zuständig ist, die Bewilligungen 
für dauernde oder regelmässig wiederkehrende Nacht- oder Sonntagsarbeit 
zu erteilen, so wird damit Gewähr geboten, dass überall das gleich hohe 
Schutzniveau verwirklicht wird.

Ausserdem ist auch auf den Artikel über den Schutz der persönlichen In­
tegrität der Arbeitnehmer (Art. 6 Abs. 1 neues ArG) hinzuweisen und auf 
die entsprechende Bestimmung, wonach der Arbeitgeber dafür zu sorgen 
hat, dass die Arbeitnehmer in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit keinen 
Alkohol oder andere berauschende Mittel konsumieren müssen (Art. 6 Abs. 
2bls neues ArG: sogenannter Tänzerinnenartikel).

Im übrigen sei noch einmal auf die zahlreichen weiteren Massnahmen zur 
Verbesserung des Arbeitnehmerschutzes verwiesen, die im Kapitel über den 
Inhalt der Revision vorgestellt worden sind (oben, 3.3.1.3.).

Alle diese Massnahmen stellen ein Entgegenkommen der Arbeitgeber 
dar, zu welchem diese aufgrund der unbestreitbaren Vorteile der Vorla-
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ge für den Wirtschaftsstandort Schweiz und seine Arbeitsplätze bereit 
waren. Sie sind von Arbeitgeberseite im Sinne eines Kompromisses ak­
zeptiert worden, obwohl auch sie erhebliche Kosten für die Arbeitgeber zur 
Folge haben.

4.4. Stärkung der kantonalen Ladenschlussautonomie

Die Revision des Arbeitsgesetzes bringt eine Klarstellung des Verhältnisses 
zwischen Arbeitsgesetz und kantonaler LadenÖffnungsgesetzgebung (oben,
3.3.2.1.). Sie bewirkt, dass die kantonalen Bestimmungen über die La­
denöffnung an Sonntagen nicht (mehr) durch das Arbeitsgesetz 
„ausser Kraft gesetzt werden“.

Demokratische Entscheide in den Kantonen zur Frage der Ladenöffnung an 
Sonntagen sollen auch tatsächlich respektiert werden können. Wenn in der 
kantonalen Gesetzgebung die Möglichkeit zur Ladenöffnung an einem bis 6 
Sonntagen im Jahr vorgesehen ist, dann (und nur dann!) soll auch das Ver­
kaufspersonal beschäftigt werden dürfen, ohne dass dafür noch eine zusätz­
liche Bewilligung erforderlich ist (Art. 19 Abs. 4 neues ArG). Dabei ist nach 
dem neuen Arbeitsgesetz auch die Zustimmung der betroffenen Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer einzuholen (Art. 19 Abs. 6 neues ArG).

5. Die Argumente der Gegner: Unwahrheiten und grobe Verzerrungen

5.1. Aufhebung des Nacht- und Sonntagsarbeitsverbots?

Die Gegner behaupten, mit der Revision werde das Nacht- und Sonntagsar- 
beitsverbot für Frauen in der Industrie aufgehoben. Das sei ein Sozialabbau, 
der nicht zu verantworten sei.

Das grundsätzliche Nacht- und Sonntagsarbeitsverbot wird nicht auf­
gehoben. Es bleibt bestehen, und zwar für Männer wie für Frauen (Art. 16 
und 18 neues ArG).

Neu werden nur für Frauen in der Industrie dieselben Ausnahmen vom Ver­
bot ermöglicht wie für Frauen in anderen Branchen und wie für Männer. 
Damit werden den Frauen in der Industrie dieselben Chancen auf dem Ar­
beitsmarkt geboten, wie sie die Männer geniessen und wie sie, für Frauen 
und für Männer, in ändern Branchen (Gastgewerbe, Unterhaltungsbranche, 
Zeitungen, Bäckereien etc.) gelten.
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5.2. Wird die Nacht zum Tag?

Die Gegner behaupten, mit der Revision werde viel mehr Nachtarbeit gelei­
stet werden müssen; die Nacht werde zum normalen Arbeitstag.

Die Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, damit Nachtarbeit bewil­
ligt wird, werden mit der Revision nicht geändert (Art. 17 Abs. 2 u. 3 
neues ArG). Diese Voraussetzungen sind sehr streng. Noch am 24. Oktober 
1992 schrieb der Tages-Anzeiger: „Bewilligungen für Nachtarbeit sind an 
sehr eingeschränkte Voraussetzungen gebunden. Die wenigsten Betriebe 
erfüllen sie.“ Daran ändert sich mit der Revision nichts!

Die Revision führt also nicht zu mehr Nachtarbeit. Im Gegenteil: Die Zu­
ständigkeit zur Erteilung der Bewilligung für dauernde oder regelmässige 
Nachtarbeit wird von den Kantonen auf den Bund übertragen (Art. 17 Abs. 5 
neues ArG). Damit dürfte die Praxis in einigen bisher liberalen Kantonen 
eher strenger werden.

Was hingegen ändert ist die Abendarbeit, die Arbeit zwischen 20.00 und
23.00 Uhr. Hier erfolgt eine Liberalisierung, und in diesem Bereich wird tat­
sächlich auch mehr Beschäftigung als bis anhin Vorkommen.

5.3. Wird der Sonntag zum normalen Arbeitstag?

Die Gegner behaupten, mit der Revision werde viel mehr Sonntagsarbeit 
geleistet werden müssen; der Sonntag werde zum normalen Arbeitstag. Sie 
behaupten insbesondere, mit der Revision des Arbeitsgesetzes könnten nun 
Verkaufsgeschäfte ohne weiteres an 6 Sonntagen pro Jahr öffnen und damit 
werde der Grundsatz des arbeitsfreien Sonntags aufgegeben. Zudem wird 
behauptet, die Revision bringe die Einführung der 7-Tage-Woche.

Dasselbe wie für die Nachtarbeit gilt grundsätzlich ebenfalls für die 
Sonntagsarbeit: Auch hier werden die Voraussetzungen grundsätzlich 
nicht geändert (Art. 19 Abs. 2 u. 3 neues ArG). Und auch hier dürfte mit der 
Übertragung der Zuständigkeit zur Bewilligungserteilung auf den Bund (Art.
19 Abs. 5 neues ArG) die Praxis in einigen Kantonen eher strenger ausfal- 
len. Es wird also mit der Revision in keiner Weise mehr Sonntagsarbeit ge­
ben als zuvor.

Ganz besonders haben aber die Revisionsgegner die neue Bestimmung 
über die Sonntagsarbeit in Verkaufsgeschäften (Art. 19 Abs. 4 neues 
ArG) im Visier. Sie behaupten, mit dieser Bestimmung werde der arbeitsfreie 
Sonntag geopfert. Das stimmt nicht: Mit der neuen Bestimmung im Ar­
beitsgesetz darf überhaupt noch kein Verkaufsgeschäft am Sonntag 
öffnen. Ob Sonntagsverkauf möglich ist oder nicht, bestimmt wie eh und je 
die kantonale Gesetzgebung über die Ladenöffnung. Mit der neuen Bestim­
mung im Arbeitsgesetz soll nur sichergestellt werden, dass das, was vom
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kantonalen Gesetzgeber beschlossen wird, dann auch tatsächlich so gelten 
kann (vgl. oben, 3.3.2.1.). Im übrigen haben die Abstimmungen, die in ver­
schiedenen Kantonen kürzlich zu neuen Ladenschlussgesetzen stattgefun­
den haben, gezeigt, dass in der Frage der Ladenöffnung keine Gefahr einer 
überbordenden Liberalisierung und Entheiligung des Sonntags droht.

Die Behauptung der Gegner der Revision, diese Bestimmung führe dazu, 
dass der Grundsatz des arbeitsfreien Sonntags aufgegeben werde, entbehrt 
jeder Grundlage: Die Arbeitsgesetzrevision führt nicht zu mehr Sonntagsar­
beit. Und völlig unhaltbar ist die Behauptung, die Revision bringe die Einfüh­
rung der 7-Tage-Woche. Denn die wöchentliche und die tägliche Ar­
beitszeit der Arbeitnehmer wird in keiner Weise verlängert Für einen 
Tag Sonntagsarbeit ist ein Ersatzruhetag während der Woche zu gewähren. 
Daran ändert die Revision nichts.

5.4. Führt die Revision zu mehr Überstunden?

Die Gegner behaupten, die Revision des Arbeitsgesetzes führe dazu, dass 
die Arbeitnehmer mehr Überstunden zu leisten hätten. Es könnten neu von 
den Arbeitnehmern bis zu 500 Überstunden pro Jahr gefordert werden. 
Damit werde eine verfehlte Entwicklung unterstützt, wonach die einen viel 
zuviel arbeiten müssten, während die ändern keine Arbeit hätten.

Die Behauptung der Gegner, dass wegen der Revision jetzt mehr Überstun­
den zu leisten seien, ist schlicht falsch\ Das Gegenteil ist der Fall. Wie darge­
legt (3.3.2.2.), wird die Anzahl zulässiger Stunden Überzeitarbeit mit der 
Revision überhaupt nicht geändert (Art. 12 altes und neues ArG). Hingegen 
wird der bisherige Artikel über die Hilfsarbeit (Art. 14 altes ArG) gestrichen. 
Das bedeutet, dass die Hilfsarbeit (Vorbereitungs-, Aufräum- und Reini­
gungsarbeiten), die bis anhin zusätzlich zur maximalen Überstundenzahl 
geleistet werden konnte, nun an die maximale Stundenzahl angerechnet 
wird. Und da man auf diese Arbeit ja nicht einfach verzichten kann, bedeutet 
dies, dass die mögliche Anzahl Überstunden gegenüber der Regelung 
im alten Gesetz um die Stunden der Hilfsarbeit herabgesetzt wird.

Die Gewerkschaften begründen ihre Behauptung damit, dass die Bewilli­
gungspflicht, der bisher ein Teil der Überzeit-Stunden unterstand, gestrichen 
worden ist. Allerdings waren nur gerade die letzten 170 der 260 zulässigen 
Überzeit-Stunden - bzw. die letzten 160 bei 220 zulässigen Überzeit- 
Stunden - bewilligungspflichtig (Art. 12 Abs. 3 u. 4 altes ArG). Nicht bewilli­
gungspflichtig waren zudem auch die Überstunden, welche zwischen der 
vertraglich vereinbarten Arbeitszeit und der gesetzlichen Höchstarbeitszeit 
liegen (je nach Rechenbeispiel etwa 240 mögliche Stunden pro Jahr). Bei 
den von den Gewerkschaften angeführten 500 jährlichen Überstunden be­
stand also nur gerade für die letzten 170 (und nicht auch für die ersten 330) 
eine Bewilligungspflicht. Und die Streichung dieser Bewilligungspflicht führt 
nicht etwa dazu, dass nun diese Überstunden leichter verlangt werden



24

könnten. Denn die Voraussetzungen, die erfüllt sein müssen, dass sol­
che Überstunden geleistet werden dürfen, bleiben unverändert (Art. 12 
Abs. 1 neues ArG)! Und dank der Befreiung vom administrativen 
(Bewilligungs-)Aufwand werden die Kontrollorgane auch mehr Möglichkeiten 
haben, dort zu kontrollieren und zu intervenieren, wo es erforderlich ist. 
Auch im Bereich der Überstunden wird also der Arbeitnehmerschutz durch 
eine Effizienzsteigerung beim Kontrollorgan gestärkt.

Obwohl eigentlich ein Konsens unter den Vertretern der Arbeitnehmer, der 
Arbeitgeber und der Verwaltung bestand, die Revision auf die Frage der 
Nacht- und Sonntagsarbeit zu beschränken, wurde mit der Aufhebung des 
Artikels über die Hilfsarbeit einseitig einer Forderung der Gewerkschaften 
stattgegeben. Wenn diese nun, entgegen den Tatsachen, behaupten, die 
Revision führe zu mehr Überstunden, so ist das mehr als nur schlechter Stil.

5.5. Vernachlässigter Gesundheitsschutz?

Die Gegner behaupten, bei der Revision sei der Gesundheitsschutz vernach­
lässigt worden.

Dass diese Behauptung jeder Rechtfertigung entbehrt, haben die Ausfüh­
rungen über die Verbesserung des Gesundheitsschutzes (3.3.1.3. und 4.3.) 
gezeigt. Vorab die medizinische Betreuung auf Kosten des Arbeitgebers 
mit der Konsequenz, dass einem Nachtarbeitenden allenfalls eine entspre­
chende Tagesarbeit angeboten werden muss (Art. 17c u. Art. 17d neues 
ArG), und der Ausbau des Mutterschaftsschutzes (Art. 35 u. Art. 35b 
neues ArG) zeigen, dass der Gesetzgeber die Anliegen des Gesundheits­
schutzes für Nachtarbeitende ernst genommen hat. Auch die Bestimmung 
über den Schutz der persönlichen Integrität (Art. 6 neues ArG) ist ein 
Schritt in Richtung Verbesserung des Arbeitnehmerschutzes. Daneben hat 
es zahlreiche weitere Massnahmen, welche einen gezielten Arbeitnehmer­
schutz verwirklichen.

Die Gegner halten den Schutzaspekt in der Revision deshalb für vernach­
lässigt, weil die von ihnen geforderte Einführung neuer gesetzlicher Zeitzu­
schläge für die Nacht- und Sonntagsarbeit nicht erfolgt ist. Zeitzuschläge, 
die nicht an die Höchstarbeitszeit, sondern an die effektive Arbeitszeit ange­
rechnet werden sollen, unabhängig davon, wie viel oder wie wenig man ef­
fektiv arbeitet, haben aber mit Gesundheitsschutz nichts zu tun. Sie sind im 
Endeffekt nichts anderes als gesetzlich verordnete Lohnerhöhungen. Dass 
sie vom Parlament so nicht eingeführt worden sind, vermag die (echten) Ge­
sundheitsschutz-Massnahmen, welche diese Revision bringt, nicht zu 
schmälern.

Schliesslich ist zu betonen, dass die durch den drohenden Arbeitsplatzver­
lust bewirkte psychische Belastung ebenfalls zu grossen gesundheitlichen 
Problemen führen kann. Eine Massnahme, welche hilft, Arbeitsplätze zu si-
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ehern, ist deshalb schon für sich allein ein eminent wichtiger Beitrag zu ei­
nem wirkungsvollen Gesundheitsschutz!

5.6. Werden mit der Revision (Zeit- oder Lohn-)Zuschläge gestrichen?

Die Gegner behaupten, mit der vom Parlament beschlossenen Revision 
würden Zuschläge für die Nacht- oder Sonntagsarbeit gestrichen.

Wie schon bei den Überstunden, so ist die Behauptung der Revisionsgegner 
auch bei der Frage der Zuschläge für die Nacht- oder Sonntagsarbeit 
schlicht falsch. Mit der Revision werden keine bestehenden Zuschläge 
gestrichen: Das alte Gesetz kennt einen Lohnzuschlag bei vorübergehen­
der Nacht- oder Sonntagsarbeit (Art. 17 Abs. 1 u. Art. 19 Abs. 1 altes ArG). 
Dieser Zuschlag wird im revidierten Arbeitsgesetz beibehalten (Art. 17b u. 
Art. 19 Abs. 3 neues ArG). Demgegenüber gibt es für die dauernde oder re­
gelmässig wiederkehrende Nacht- oder Sonntagsarbeit im alten Gesetz kei­
ne Zuschläge, weder in Form von Lohn noch in Form von Zeit. Was die Re­
visionsgegner nun als „Streichung“ der Zuschläge bezeichnen, ist in 
Tat und Wahrheit nichts anderes als der Verzicht darauf, neue gesetzli­
che Zuschläge einzuführenl Bezüglich der Zuschläge wird die Regelung 
des alten Arbeitsgesetzes unverändert beibehalten. Gestrichen wird nichts; 
abgebaut wird nichts. Doch hat sich das Parlament geweigert, den von den 
Gewerkschaften geforderten Ausbau der Lohnkosten für Nacht- oder Sonn­
tagsarbeit im Gesetz zu verankern. Das war für die Gewerkschaften Anlass 
genug, die ganze Revision, die sie ansonsten im übrigen mitgetragen hatten, 
zu verdammen und mit dem Referendum zu torpedieren.

Zahlreiche Gründe haben das Parlament veranlasst, entgegen der Forde­
rung der Gewerkschaften nicht neue Zuschläge für dauernde oder regelmäs­
sig wiederkehrende Nacht- oder Sonntagsarbeit im Gesetz vorzuschreiben:

- Für dauernde oder regelmässig wiederkehrende Nacht- und Sonntagsar­
beit lassen sich gesetzliche Zuschläge (ob in Form von Lohn oder in Form 
von Zeit) in keiner Weise rechtfertigen. Anders als bei der bloss vorüber­
gehenden Nacht- oder Sonntagsarbeit ist bei dauernder oder regelmässig 
wiederkehrender Nacht- oder Sonntagsarbeit der Umstand, dass solche 
Arbeit zu leisten ist, bei Vertragsschluss bekannt und im Vertrag be­
rücksichtigt. Für einen gesetzlichen Zuschlag bleibt daneben kein Raum.

- Gesetzliche Zuschläge wurden insbesondere aus Gründen des Gesund­
heitsschutzes verlangt. Dass ein Lohnzuschlag nichts mit Gesundheits­
schutz zu tun hat, ist offensichtlich. Dasselbe gilt aber auch für Zeitzu­
schläge in der Form, wie sie gefordert worden sind. Es wurde nämlich 
nicht etwa gefordert, bei Nacht- und Sonntagsarbeit die gesetzliche 
Höchstarbeitszeit um einen gewissen Prozentsatz zu senken (was aus 
Gründen des Gesundheitsschutzes allenfalls diskutabel wäre). Sondern 
es sollte jeder Arbeitnehmer für die in der Nacht oder am Sonntag gelei-
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stete Arbeit einen Zeitzuschlag erhalten, unabhängig davon, wieviel er 
tatsächlich arbeitet. Auch derjenige, der nur 10 Stunden pro Woche arbei­
tet, sollte nach dem Willen der Gewerkschaften den Zuschlag erhalten. 
Ein solcher Zeitzuschlag ist eine Lohnerhöhung in anderer Form (weniger 
Arbeit für denselben Lohn) und hat mit Gesundheitsschutz nichts zu tun. 
Gesetzliche Zuschläge, ob in Form von Lohn oder in Form von Zeit, be­
rechnet auf der effektiven Arbeitszeit, wären also nichts anderes als eine 
gesetzlich verordnete Lohnerhöhung, welche nicht hingenommen wer­
den könnte. Sie wären ein unzumutbarer Eingriff des Gesetzgebers in die 
Sozial- und in die Vertragspartnerschaft.

Die Gewerkschaften wollen die Frage der Zuschläge deshalb nicht auf 
vertraglicher Ebene regeln, weil nur knapp die Hälfte aller Arbeitnehmer 
von einem Gesamtarbeitsvertrag erfasst sind. Indessen braucht es zur 
vertraglichen Regelung dieser Frage nicht unbedingt Gesamtarbeitsver- 
träge. Auch Einzelarbeitsverträge sind ein Mittel zur Ausgestaltung der 
Partnerschaft zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Und auch wenn 
in solchen Verträgen für dauernde oder regelmässig wiederkehrende 
Nacht- oder Sonntagsarbeit nicht stets besondere Zuschläge ausgewie­
sen werden, so ist doch der Umstand, dass entsprechende Nacht- oder 
Sonntagsarbeit zu leisten ist, von Anfang an bekannt und im Vertrag ent­
sprechend berücksichtigt.

Neue gesetzliche Zuschläge für dauernde oder regelmässig wiederkeh­
rende Nacht- und Sonntagsarbeit wären eine Bestrafung derjenigen 
Branchen, die mit der Revision nichts erhalten, weil sie die Nacht- oder 
Sonntagsarbeit für Frauen wie für Männer längst kennen und auch ent­
sprechend bezahlt haben. Sie wären eine Bestrafung derjenigen Bran­
chen, die Nacht- oder Sonntagsarbeit nicht nur aus wirtschaftlichen Grün­
den vorsehen und deshalb nicht einfach auf Tagesarbeit ausweichen 
können.

Die geforderten gesetzlichen Zeitzuschläge wären überdies ein erneuter 
Alleingang in Europa. Keiner unserer europäischen Nachbarn kennt ge­
setzlich obligatorische Zeitzuschläge für Nacht- oder Sonntagsarbeit.

Neue gesetzliche Zuschläge hätten eine Verteuerung des gesamten 
Dienstleistungsangebots zur Folge, das heute in der Nacht und am 
Sonntag angeboten wird. Dazu gehören Restaurants, Hotels, Kinos, öf­
fentlicher Verkehr, Skilifte, Spitäler usw. Dasselbe gilt natürlich für Produk­
te wie Brot und Gipfeli, Zeitungen usw., die in der Nacht oder am Sonntag 
hergestellt werden müssen. Niemand glaubt ernsthaft, dass eine entspre­
chende Verteuerung einfach auf die Konsumenten abgewälzt werden 
könnte. Die existentiellen Probleme in diesen Branchen würden damit 
noch verstärkt.

Eine Verteuerung hätte der von den Gewerkschaften geforderte obligato­
rische 10-Prozent-Zeitzuschlag auch im Baugewerbe, beim Tunnelbau,
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zur Folge. Der von Firmen und Arbeitnehmern geschätzte sogenannte 
Vierdrittel-Schichtbetrieb (drei Schichten befinden sich während zehn Ta­
gen im Einsatz, die vierte Schicht hat frei) würde erheblich erschwert, da 
laufend künstliche Freitage „eingebaut“ werden müssten, was zu einer 
Verzögerung und zu einer Verteuerung führte. Die Verteuerung würde im 
Durchschnitt rund 2,6 Prozent der Lohnkosten betragen. Bei einem Lohn­
anteil von ungefähr einem Drittel bei Untertagbauarbeiten würde allein der 
Bau der Neuen Alpentransversalen (NEAT) um rund 0,8 Prozent verteu­
ert.

5.7. Droht die Aufhebung vertraglicher Zuschläge oder der Zuschläge 
im öffentlichen Dienst?

Die Gewerkschaften befürchten, der Entscheid des Parlaments, keine ge­
setzlichen Zeit-(oder Lohn-)Zuschläge für die dauernde oder regelmässig 
wiederkehrende Nacht- oder Sonntagsarbeit vorzusehen, könnte eine Sig­
nalwirkung zur Abschaffung von vertraglich gewährten Zuschlägen oder von 
Zuschlägen im öffentlichen Dienst (Arbeitszeitgesetz für Bahnen etc.) haben.

Was die vertraglichen Zuschläge anbelangt, so hat die Revision auf sie kei­
nen unmittelbaren Einfluss. Ob mit oder ohne Revision des Arbeitsgeset­
zes müssen die entsprechenden Vertragspartner unter sich ausmachen, 
welche Zuschläge wem entrichtet werden sollen. In den Verträgen werden 
sie heute im allgemeinen für die einzelnen Tageszeiten direkt festgelegt 
(also beispielsweise Zuschlag X ab 20.00 Uhr bis 06.00 Uhr). Daran ändert 
die Revision nichts, auch nicht die Neuabgrenzung zwischen Tag und Nacht. 
Denn 20.00 Uhr bleibt 20.00 Uhr.

Was die Zuschläge im Arbeitsze/Ygesetz für den öffentlichen Dienst anbe­
langt, so ist erst vor kurzem eine Revision dieses Gesetzes mit einem deutli­
chen Ausbau der entsprechenden Zuschläge über die Bühne gegangen. 
Dabei betonten die Gewerkschaften, das Vorprellen im Arbeitsze/fgesetz 
gegenüber dem Arbeitsgesetz sei unbedenklich, da eine Ausdehnung der 
Zulagen im Arbeitsze/Ygesetz die Regelung im Arbeitsgesetz nicht vorbe­
stimme. Weshalb sich das jetzt urplötzlich für die umgekehrte Richtung ge­
ändert haben sollte, ist unerfindlich.

5.8. Aufkündigung eines Sozialpartnerkompromisses?

Die Gegner behaupten, mit der Ablehnung neuer gesetzlicher Zuschläge sei 
die Arbeitgeberseite aus einem Kompromiss ausgestiegen, der zuvor unter 
den Sozialpartnern ausgehandelt worden sei.

Zur Vorbereitung der Revision war eine Arbeitsgruppe mit Vertretern der 
Sozialpartner eingesetzt worden. Das Mandat, das der Bundesrat dieser Ar­
beitsgruppe erteilt hatte, verlangte jedoch neben der Verwirklichung der
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Gleichstellung im Bereich der Nacht- und Sonntagsarbeit sogenannte kom­
pensatorische Massnahmen in einem Masse, wie sie von der Arbeitgebersei­
te keinesfalls akzeptiert werden konnten. Wegen dieses vom Bundesrat ge­
setzten Rahmens konnte die Arbeitsgruppe auf die Anliegen der Arbeitge­
berseite, dass die Gleichstellung ohne neue Belastungen zu realisieren sei, 
gar nicht erst eintreten. Die Vertreter der Arbeitgeberseite hatten denn auch 
von Anfang an erklärt, dass sie den vom Bundesrat für die Revision gesetz­
ten Rahmen nicht akzeptierten. Bei dem aus den Beratungen der Arbeits­
gruppe hervorgegangenen Text konnte es sich deshalb von vornherein nicht 
um einen von den Sozialpartnern akzeptierten Kompromiss handeln. Einen 
Sozialpartnerkompromiss, der die Einführung neuer gesetzlicher Zu­
schläge umfasst hätte, hat es nie gegeben.

Immerhin hatte unter den Sozialpartnern und dem Bundesrat in einer Frage 
ein Konsens bestanden: Die Revision sollte sich auf die Frage der Nacht- 
und Sonntagsarbeit beschränken. Und diesen Konsens hat der Bundesrat 
selbst aufgekündigt, indem er nach den Beratungen der Arbeitsgruppe und 
gegen den Protest der Arbeitgeberseite noch die Aufhebung des Artikels 
über die Hilfsarbeit (Art. 14 altes ArG) in die Vorlage aufnahm. Und überdies 
sind verschiedene Schutzbestimmungen in der Revisionsvorlage verankert 
worden, die nicht direkt etwas mit der Nacht- oder Sonntagsarbeit zu tun ha­
ben (Bestimmung über den Schutz der persönlichen Integrität: Art. 6 Abs. 1 
neues ArG; „Tänzerinnenartikel“: Art. 6 Abs. 2bls neues ArG; usw.).

6. Die Arbeitsgesetzrevision: ein ausgewogener Kompromiss

Die Arbeitsgesetzrevision bringt die Gleichstellung der Frauen mit den 
Männern und der Frauen in der Industrie mit den Frauen im Dienstlei­
stungssektor bezüglich der Nacht- und Sonntagsarbeit. Diese Gleichstellung 
müsste eigentlich selbstverständlich und für sich allein Grund genug für die 
Revision sein.

Zudem bringt die Revision der Wirtschaft eine Flexibilisierung der Abendar­
beit (20.00-23.00 Uhr), der ein beträchtliches Revitalisierungspotential zu­
kommt. Damit leistet sie einen dringend erforderlichen Beitrag zur Erhaltung 
von Arbeitsplätzen und zur Sicherung des Wirtschaftsstandortes Schweiz.

Der von den Revisionsgegnern beschworene Sozialabbau findet in diesem 
Gesetz schlechterdings nicht statt. Weder gibt es mehr Überstunden 
(sondern im Gegenteil weniger), noch gibt es vermehrt Nacht- oder Sonn­
tagsarbeit. Erleichterungen für die Wirtschaft gibt es nur (aber immerhin) im 
Bereich der Abendarbeit und bei der Möglichkeit, die angestammten Ar­
beitskräfte unabhängig von ihrem Geschlecht beschäftigen zu dürfen, wenn 
die betrieblichen Voraussetzungen für Nacht- oder Sonntagsarbeit erfüllt 
sind. Dafür wird der Arbeitnehmerschutz aber auch massiv verbessert.
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Und schliesslich ist zu unterstreichen, dass die Erhaltung von Arbeitsplätzen 
selbst wohl der beste Arbeitnehmerschutz ist.

Die Arbeitsgesetzrevision erweist sich damit als eine ausgewogene Lö­
sung, welche sowohl der Wirtschaft wie auch den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern etwas bringt: der ersteren eine Erleichterung des 2-Schicht- 
Betriebs und mehr Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt, den letzteren die 
Gleichstellung von Mann und Frau im Bereich der Nacht- und Sonntagsar­
beit und damit gleiche Chancen in Beruf und Karriere, mehr Möglichkeiten 
zur individuellen Arbeits- und Freizeitgestaltung und erst noch einen verbes­
serten Gesundheitsschutz. Vor allem aber leistet die Revision für alle, für die 
Wirtschaft und für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, einen Beitrag 
zum Erhalt von Arbeitsplätzen in der Schweiz. Jetzt haben alle Gelegen­
heit, mit einem Ja an der Urne zu beweisen, dass sie es ernst meinen, wenn 
sie die Erhaltung von schweizerischen Arbeitsplätzen als ein Ziel von erster 
Priorität bezeichnen.



Anhang zum Argumentarium „Ja zum Arbeitsgesetz“ 

Synoptische Darstellung der Gesetzestexte

altes Arbeitsgesetz

Art. 1-36, Art. 47 + Art. 71

I. Geltungsbereich  

Art. 1
Betrieblicher i D as Gesetz ist, un ter V orbehalt der A rtikel 2-4, anw endbar au f alle 
Gdtungsbn^ch öffentlichen und privaten  B etriebe, w ie nam entlich  solche der Indu­

strie, des H andw erks, des H andels, des B ank-, V ersicherungs-, T rans­
port- und G astgew erbes, der K rankenpflege und anderer D ienst­
leistungen, sow ie au f Forstbetriebe öffentlicher W aldungen im  Sinne 
der B undesgesetzgebung über d ie Forstpolizei.

2 E in Betrieb im  Sinne des G esetzes liegt vor, w enn ein A rbeitgeber 
dauernd oder vorübergehend einen oder m ehrere A rbeitnehm er b e ­
schäftigt, unabhängig davon, ob bestim m te E inrichtungen oder A nla­
gen vorhanden sind. W enn die V oraussetzungen fü r die A nw endbar­
keit des G esetzes nur fü r einzelne T eile  eines B etriebes gegeben sind, 
ist das Gesetz nur au f d iese anw endbar.
3 A u f A rbeitnehm er, w elche ein im  A uslande gelegener B etrieb in der 
Schweiz beschäftigt, ist das G esetz anw endbar, sow eit dies nach den 
Um ständen m öglich ist.

Art. 2
Ausnahm en vom ' Das Gesetz ist, un ter V orbehalt von A rtikel 3a , n icht anw endbar:3) 
G dtungsbereich  a. auf V erw altungen des B undes, der K antone und G em einden, un­

ter V orbehalt von A bsatz 2;

AS 1966 57
1) SR 101

3) Fassung gemäss Ziff. I des BG vom 8. Okt. 1993, in Kraft seit 1. Mai 1994 (AS 1994 1035 
1036; BB1 1993 I 805).

neues Arbeitsgesetz

Neuerungen

Das A rbeitsgesetz21 wird wie folgt geändert:

Ersatz e ines A usdrucks:

Im G liederungstitel vor A rtike l 6 sow ie in den Artikeln 6 Absätze 3 
und  4, 38  A bsa tz I, 59 A bsatz I Buchstabe a  und 60 A bsatz  /  wird  
d er A usdruck  «G esundhcilsvorsorge» durch  «G esundheitsschutz» er­
setzt.

Art. I Abs. I

1 Das G esetz ist, unter Vorbehalt der Artikel 2 -4 , anw endbar au f alle 
öffentlichen und privaten Betriebe.



altes Arbeitsgesetz

b .11 auf Betriebe, die der B undesgesetzgebung über die A rbeit in U n­
ternehm en des öffentlichen V erkehrs unterstehen;

c. auf Betriebe, die der B undesgesetzgebung über d ie Seeschiffahrt 
unter der Schw eizerflagge unterstehen;

d. au f Betriebe der landw irtschaftlichen U rproduktion, m it E in­
schluss von N ebenbetrieben, in  denen  überw iegend die E r­
zeugnisse des H auptbetriebes verarbeitet oder verw ertet werden, 
sow ie auf örtliche M ilchsam m elstellen und die dam it verbun­
denen M ilchverarbeitungsbetriebe;

e. au f Betriebe m it überw iegend gärtnerischer P flanzenproduktion, 
unter V orbehalt von A bsatz 3;

f. au f Fischereibetriebe;
g. au f private Haushaltungen.

2 D ie öffentlichen Anstalten, die den V erw altungen des B undes, der 
K antone und der Gem einden gleichzustellen sind, sow ie die Betriebe 
des Bundes, der Kantone und der G em einden, au f die das G esetz an­
w endbar ist, w erden durch V erordnung bezeichnet.

3 A uf Betriebe m it überw iegend gärtnerischer P flanzenproduktion, die 
Lehrlinge ausbilden, können einzelne B estim m ungen des G esetzes 
durch V erordnung anw endbar erklärt w erden, sow eit dies zum 
Schutze der L ehrlinge erforderlich ist.

Art. 3
Ausnahmen vom D as G esetz ist, unter V orbehalt von A rtikel 3a, ferner n icht anwend-
persönlichen
Geltungsbereich D oT.

a. auf Personen geistlichen Standes und andere Personen, die im 
D ienste von Kirchen stehen, sow ie au f A ngehörige von O rdens­
und M utterhäusern oder anderer relig iöser G em einschaften;

b. au f das in der Schweiz w ohnhafte Personal öffentlicher V erw al­
tungen ausländischer Staaten oder in ternationaler O rganisationen;

c .3> au f die Besatzungen von schw eizerischen F lugbetriebsuntem eh- 
m en;

d. au f Arbeitnehm er, die eine höhere leitende T ätigkeit oder eine 
w issenschaftliche oder selbständige künstlerische T ätigkeit aus­
üben;

e. auf Assistenzärzte, L ehrer an Privatschulen  sow ie au f Lehrer, 
Fürsorger, Erzieher und A ufseher in A nstalten;

f.4> auf H eim arbeitnehm er;

*> Fassung gemäss Art. 28 Abs. 2 des Arbeitszeitgesetzes vom 8. Okt. 1971, in Kraft seit 28. 
Mai 1972 (SR 822.21).

2) Fassung gemäss Ziff. I des BG vom 8. Okt. 1993, in Kraft seit 1. Mai 1994 (AS 1994 1035 
1036; BB11993 I 805).

3) Fassung gemäss Ziff. II 2 des BG vom 18. Juni 1993, in Kraft seit 1. Jan. 1995 (AS 1994 
3010 3024; B B 11992 1607).

4> Fassung gemäss Art. 21 Ziff. 2 des Heimarbeitsgesetzes vom 20. März 1981, in Kraft seit 1. 
April 1983 (SR 822.31).
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Vorschriften 
über die Gesund­
heitsvorsorge

g. auf Handelsreisende im Sinne der B undesgesetzgebung;
h.D auf Arbeitnehm er, die dem  A bkom m en vom  21. M ai 19542) über 

die Arbeitsbedingungen der R heinschiffer unterstehen.

A rt 3 a3>
D ie V orschriften dieses G esetzes über die G esundheitsvorsorge sind 
jedoch  auch anwendbar:
a. au f die V erwaltung des B undes;
b. auf A rbeitnehm er, die eine höhere leitende T ätigkeit oder eine 

w issenschaftliche oder selbständige künstlerische T ätigkeit aus­
üben;

c. auf A ssistenzärzte, L ehrer an Privatschulen  sow ie au f Lehrer, 
Fürsorger, Erzieher4) und A ufseher in A nstalten.

Art. 4
Familienbetriebe 1 Das G esetz ist nicht anw endbar auf Betriebe, in denen lediglich der 

Ehegatte des B etriebsinhabers, seine B lutsverw andten  in auf- und ab­
steigender L inie und deren E hegatten  sow ie seine Stief- und A doptiv­
k inder tätig sind.

2 Sind im Betrieb auch andere als d ie in A bsatz 1 erw ähnten Personen 
tätig, so ist das Gesetz nur au f d iese anw endbar.

3 A uf jugendliche Fam ilienglieder im  Sinne von A bsatz 1 können ein­
zelne V orschriften  des G esetzes durch  V erordnung anw endbar erklärt 
werden, sow eit dies zum  Schutze von L eben und G esundheit der Ju ­
gendlichen oder zur W ahrung der Sittlichkeit erforderlich  ist.

Sondervor­
schriften für in­
dustrielle B e­
triebe

Art. 5
1 Die besonderen V orschriften des G esetzes für industrielle Betriebe 
sind auf den einzelnen B etrieb oder au f einzelne B etriebsteile  nur an­
w endbar auf G rund einer U nterstellungsverfügung des B undesam tes 
für Industrie, Gewerbe und A rbeit (im  folgenden B undesam t genannt).

2 Als industrielle Betriebe im  Sinne des G esetzes gelten B etriebe mit 
fester Anlage von dauerndem  C harak ter fü r d ie H erstellung, V erarbei­
tung oder B ehandlung von G ütern  oder fü r die E rzeugung, U m w and­
lung oder Übertragung von E nerg ie, sofern
a. die Arbeitsw eise oder d ie A rbeitsorganisation  durch M aschinen 

oder andere technische E inrichtungen oder durch serienm ässige

’) Eingefügt durch Ziff. II 2 des BG vom 18. Juni 1993, in Kraft seit 1. Jan. 1995 (AS 1994 
3010 3024; BB119921607).

2) SR 0.747.224.022
3> Eingefügt durch Ziff. I des BG vom 8. Okt. 1993, in Kraft seit 1. Mai 1994 (AS 1994 1035 

1036; BB1 1993 I 805).
4) Berichtigt von der Redaktionskommission der BVers (Art. 33 des 

Geschäftsverkehrsgesetzes - SR 171.11).
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Art. 3a Hcincllitel, E in le inm gssa tz m ul Bst. a 

Vorschriften Die V orschriften dieses G esetzes über den G esundheitsschutz (Art. 6, 

Ges'undhciis ^  unc* s ' nc* i ec*o ch anwendbar:
sciiuiz u. auf die Verwaltungen des Bundes, der Kantone und G em einden;



altes Arbeitsgesetz

V errichtungen bestim m t werden und für die H erstellung, V erar­
beitung oder B ehandlung von G ütern oder für die E rzeugung, 
U m w andlung oder Ü bertragung von Energie w enigstens sechs 
A rbeitnehm er beschäftigt werden, oder

b. die A rbeitsw eise oder die A rbeitsorganisation w esentlich durch 
autom atisierte V erfahren bestim m t w erden, oder

c. Leben oder G esundheit der A rbeitnehm er besonderen G efahren 
ausgesetzt sind.

II. Gesundheitsvorsorge und Plangenehm igung11 

Art. 6'>
pflichten der 1 D er A rbeitgeber ist verpflichtet, zum  Schutz der G esundheit21 der 
Arbeitnehmer1111 A rbeitnehm er alle M assnahm en zu treffen, die nach der E rfahrung 

notw endig, nach dem  Stand der T echnik anw endbar und den V er­
hältnissen des Betriebes angem essen sind .3'

2 D er A rbeitgeber hat insbesondere die betrieblichen E inrichtungen 
und den A rbeitsablauf so zu gestalten, dass G esundheitsgefährdungen 
und Ü berbeanspruchungen der A rbeitnehm er nach M öglichkeit 
verm ieden werden.

3 Für die G esundheitsvorsorge hat der A rbeitgeber die A rbeitnehm er 
zur M itw irkung heranzuziehen. Diese sind verpflichtet, den A rbeit­
geber in der D urchführung der V orschriften über die G esundheitsvor­
sorge zu unterstützen.

4 D urch V erordnung w ird  bestim m t, w elche M assnahm en für die G e­
sundheitsvorsorge in den B etrieben zu treffen sind.

Art. 7"
piangenehm i- 1 W er einen industriellen Betrieb errichten oder um gestalten will, 
S s b e w iM i-  m uss bei der kantonalen B ehörde um die G enehm igung der geplanten 
«uns A nlage nachsuchen. Diese holt den Bericht des E idgenössischen

Arbeitsinspektorats und durch dessen V erm ittlung den M itbericht der 
Schw eizerischen U nfallversicherungsanstalt ein. Die im  Bericht und 
M itbericht ausdrücklich als W eisungen bezeichneten  Anträge werden 
von der kantonalen B ehörde als A uflagen in d ie P langenehm igung 
aufgenom m en.

2 Entspricht die geplante Anlage den V orschriften, so genehm igt die 
kantonale B ehörde die Pläne, nötigenfalls m it der A uflage, dass be­
sondere Schutzm assnahm en zu treffen sind.

*> Fassung gemäss Ziff. 9 des Anhangs zum Unfallversicherungsgesetz, in Kraft seit l. Jan.
1984 (SR 832.20, 832.201 Art. 1 Abs. 1).

2> Berichtigt von der Redaktionskommission der BVers (Art. 33 des 
Geschäftsverkehrsgesetzes - SR 171.11).

3) Fassung gemäss Art. 66 Ziff. 5 des Umweltschutzgesetzes, vom 7. Okt. 1983, in Kraft seit 
1. Jan. 1985 (SR 814.01).
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Art. 6 Abs. 1 u n d  21"'

1 D er A rbeitgeber ist verpflichtet, zum Schutze der G esundheit der 
A rbeitnehm er alle M assnahm en zu treffen, die nach der E rfahrung not­
w endig, nach dem  Stand der Technik anw endbar und den Verhältnis­
sen des B etriebes angem essen sind. Er hat im weiteren die erforderli­
chen M assnahm en zum  Schutze der persönlichen Integrität der A rbeit­
nehm er vorzusehen.

2bis D er A rbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass der A rbeitnehm er in 
A usübung seiner beruflichen Tätigkeit keinen A lkohol oder andere 
berauschende Mittel konsum ieren muss. Der Bundesrat regelt die Aus­
nahm en.
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3 Vor der A ufnahm e der betrieblichen T ätigkeit m uss der A rbeitgeber 
bei der kantonalen  B ehörde um  die B etriebsbew illigung nachsuchen. 
Die kantonale B ehörde holt den B ericht des E idgenössischen A rbeit­
sinspektorats ein  und erteilt die B etriebsbew illigung, w enn B au und 
E inrichtung des B etriebes der P langenehm igung entsprechen. i

A r t  8 "
Nichtindustrielle Der B undesrat kann A rtikel 7 au f nichtindustrielle Betriebe mit er- 
Betnebe heblichen B etriebsgefahren  anw endbar erklären. Die einzelnen B e­

triebsarten w erden durch V erordnung bestim m t.

III. Arbeite- und Ruhezeit
1. Arbeitszeit

Art. 9
wöchentliche 1 Die w öchentliche H öchstarbeitszeit beträgt:
Höchstarbeitszeit a  4 ^  s tu n d e n -1 fü r A rbeitnehm er in industriellen Betrieben sow ie 

für B üropersonal, technische und andere Angestellte, m it E in­
schluss des V erkaufspersonals in G rossbetrieben des D etailhan­
dels;

b. 50 Stunden für alle übrigen A rbeitnehm er.

- Der B undesrat kann die in A bsatz 1 Buchstabe a festgesetzte w ö­
chentliche H öchstarbeitszeit vom  1. Januar 1968 an auf 45 Stunden 
verkürzen, w enn die w irtschaftlichen V erhältnisse, insbesondere die 
Lage auf dem  A rbeitsm arkt, und der G rad der Ü berfrem dung dies ge ­
statten.

3 Für bestim m te G ruppen von Betrieben oder A rbeitnehm ern kann die 
w öchentliche H öchstarbeitszeit durch V erordnung zeitweise um höch­
stens vier S tunden verlängert w erden, sofern sie im Jahresdurchschnitt 
nicht überschritten wird.

4 Eine V erlängerung der w öchentlichen H öchstarbeitszeit um  höch­
stens vier S tunden kann vom  B undesam t für bestim m te G ruppen von 
Betrieben oder A rbeitnehm ern oder fü r bestim m te Betriebe bew illigt 
werden, sofern und solange zw ingende G ründe dies rechtfertigen.

5 A uf B üropersonal, technische und andere A ngestellte, m it E inschluss 
des V erkaufspersonals in G rossbetrieben des D etailhandels, die im 
gleichen Betrieb oder B etriebsteil zusam m en mit A rbeitnehm ern be ­
schäftigt werden, für die eine längere w öchentliche Höchstarbeitszeit 
gilt, ist diese ebenfalls anw endbar.

11 Fassung gemäss Ziff. 9 des Anhangs zum Unfallversicherungsgesetz, in Kraft seit I. Jan.
1984 (SR 832.20, 832.201 Art. 1 Abs. 1).

-> Die wöchentliche Höchstarbeitszeit ist heute auf 45 Stunden herabgesetzt (Art. 1 der V vom 
26. Nov. 1975 zum Arbeitsgesetz über die Herabsetzung der wöchentlichen 
Höchstarbeitszeit für einzelne Gruppen von Betrieben und Arbeitnehmern - SR 822.110).
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Art. 9 Abs. I Bst. a und Abs. 2

1 Die wöchentliche H öchstarbeitszeit beträgt:
a. 45 Stunden tür A rbeitnehm er in industriellen Betrieben sow ie für 

Büropersonal, technische und andere A ngestellte, m it E inschluss 
des V erkaufspersonals in G rossbetrieben des D etailhandels;

2 A ufgehoben
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Grenzen der T a ­
gesarbeit

Ausgleich aus­
fallender 
Arbeitszeit

Voraussetzungen 
und Dauer der 
Überzeitarbeit

Art. 10
1 Die Tagesarbeit d a rf im  Som m er n icht vor 5 U hr und im  W inter 
nicht vor 6 U hr beginnen und n icht länger als b is 20 U hr dauern. Für 
A rbeitnehm er von industriellen B etrieben ist sie an Sam stagen und an 
Tagen vor Feiertagen im  Sinne von A rtikel 18 A bsatz 2 spätestens um 
17 U hr zu beendigen.

2 Eine V erschiebung der G renzen der T agesarbeit kann, sofern ein Be­
dürfnis nachgew iesen wird, für industrielle Betriebe vom  Bundesam t 
und für andere Betriebe von der kantonalen B ehörde bew illigt werden.

3 Bei der V erschiebung der G renzen der T agesarbeit d a rf d ie A rbeit 
nicht vor 4  U hr beginnen und nicht länger als bis 22 Uhr, bei zw ei­
schichtiger Tagesarbeit nicht länger als bis 24 Uhr, dauern. W ird die 
w öchentliche A rbeitszeit im  E inverständnis m it den A rbeitnehm ern 
durchgehend oder für einzelne W ochen au f fünf T age festgelegt, so 
darf die G renze der T agesarbeit bis 23 U hr verschoben werden.

4 W erden die G renzen der T agesarbeit verschoben, so m uss d ie T ages­
arbeit, m it E inschluss der A rbeitsunterbrechungen, innert eines Zeit­
raum es von 14 Stunden liegen. A rtikel 17 A bsatz 4  ist sinngem äss an­
wendbar.

Art. 11
W ird die A rbeit w egen Betriebsstörungen, w egen B etriebsferien, zw i­
schen arbeitsfreien T agen oder unter ähnlichen U m ständen für ver­
hältnism ässig kurze Zeit ausgesetzt oder w erden einem  A rbeitnehm er 
auf seinen W unsch arbeitsfreie T age eingeräum t, so d a rf der A rbeitge­
ber innert eines angem essenen Zeitraum es einen entsprechenden A us­
gleich in A bw eichung von der w öchentlichen H öchstarbeitszeit anord­
nen. Der A usgleich für den einzelnen A rbeitnehm er darf, m it E in­
schluss von Ü berzeitarbeit, zwei S tunden im T ag n icht überschreiten, 
ausser an arbeitsfreien T agen oder Halbtagen.

Art. 12
1 Die w öchentliche H öchstarbeitszeit darf ausnahm sw eise überschrit­
ten werden
a. wegen D ringlichkeit der A rbeit oder ausserordentlichen A rbeits­

andranges;
b. für Inventaraufnahm en, R echnungsabschlüsse und L iquidations­

arbeiten;
c. zur V erm eidung oder B eseitigung von B etriebsstörungen, sow eit 

dem  A rbeitgeber n icht andere V orkehren zugem utet w erden kön­
nen.

2 Die Ü berzeitarbeit darf für den einzelnen A rbeitnehm er zwei S tun­
den im Tag nicht überschreiten, ausser an arbeitsfreien W erktagen 
oder in N otfällen, und im K alenderjahr insgesam t n icht m ehr als 220 
Stunden betragen.
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Art. 10

Tagesarbeit 1 Die betriebliche Tagesarbeit da rf nicht vor 6 Uhr beginnen und nicht 
länger als bis 23 Uhr dauern.

2 Beginn und Ende der betrieblichen Tagesarbeit können zw ischen
5 Uhr und 24 Uhr anders festgelegt werden, wenn die A rbeitnehm er­
vertretung im Betrieb oder, wo eine solche nicht besteht, die M ehrheit 
der betroffenen A rbeitnehm er dem  zustim m t. Die betriebliche T agesar­
beit betrügt auch in diesem  Falle höchstens 17 Stunden.

’ Die Tagesarbeit des einzelnen A rbeitnehm ers m uss mit E inschluss 
der Pausen und der Überzeit innerhalb von 14 Stunden liegen.

Art. 12 Abs. 2 -4

- Die Überzeit darl für den einzelnen A rbeitnehm er zwei Stunden im 
Tag nicht überschreiten, ausser an arbeitsfreien W erktagen oder in Not­
fällen, und im K alenderjahr insgesam t nicht m ehr betragen als:
a. 260 Stunden für A rbeitnehm er mit e iner w öchentlichen H öchstar­

beitszeit von 45 Stunden;
b. 220 Stunden lür A rbeitnehm er mit einer w öchentlichen H öchstar­

beitszeit von 50 Stunden.

’ und 4 Aufgehoben
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Lohnzuschlag 
für Überzeitar- 
beit

Hilfsarbeit

3 Der A rbeitgeber d a rf bis 60 Ü berstunden im K alenderjahr ohne b e ­
hördliche B ew illigung anordnen. Für w eitere Ü berstunden bedarf er 
einer Bew illigung der kantonalen Behörde.

4 Sofern der B undesrat gem äss A rtikel 9 A bsatz 2 die w öchentliche 
H öchstarbeitszeit au f 45 S tunden verkürzt, darf die Ü berzeitarbeit ins­
gesamt 260 S tunden im  K alenderjahr betragen, und der A rbeitgeber 
darf bis 90 Ü berstunden im  K alenderjahr ohne behördliche B ew illi­
gung anordnen.

Art. 13
1 Der A rbeitgeber hat den A rbeitnehm ern für die Ü berzeitarbeit einen 
Lohnzuschlag von w enigstens 25 Prozent auszurichten, dem  B üroper­
sonal sow ie den technischen und ändern Angestellten, m it E inschluss 
des V erkaufspersonals in G rossbetrieben des D etailhandels, jedoch  
nur für Ü berzeitarbeit, die 60 S tunden im K alenderjahr übersteigt.

2 W ird Ü berzeitarbeit im E inverständnis m it dem  einzelnen A rbeitneh­
m er innert eines angem essenen Z eitraum s durch Freizeit von gleicher 
Dauer ausgeglichen, so ist kein Z uschlag auszurichten.

Art. 14
1 Für H ilfsarbeit d a rf die w öchentliche H öchstarbeitszeit überschritten 
werden.

2 Als H ilfsarbeit gelten insbesondere folgende Verrichtungen, sofern 
sie die ordentliche D auer der täg lichen Arbeit überschreiten oder an 
Sonntagen oder an ändern arbeitsfreien Tagen ausgeführt w erden 
müssen:
a. die täglichen V errichtungen, w elche die eigentliche A rbeit vorbe­

reiten oder beendigen;
b. das tägliche R einigen der A rbeitsräum e und das W egschaffen der 

Abfälle;
c. die periodischen H auptrein igungs- und H auptinstandhaltungsar- 

beiten in den A rbeitsräum en und andere periodisch w iederkeh­
rende V errichtungen;

d. die unaufschiebbare Instandstellung von A rbeitsm aschinen, A p­
paraten, T ransporte inrichtungen und Fahrzeugen;

e. die B edienung und Instandhaltung von A nlagen, die dem  B etrie­
be Luft, W asser, L icht, W ärm e, Kälte, D am pf und K raft verm it­
teln.

3 Die H ilfsarbeit ist m öglichst zu beschränken und darf für den einzel­
nen A rbeitnehm er im  Tag, abgesehen von arbeitsfreien T agen oder 
Halbtagen, nur ausnahm sw eise m ehr als zwei Stunden betragen. 
Dauert sie länger als zw ei Stunden, so ist die zwei S tunden über­
schreitende A rbeitszeit durch F reizeit von gleicher D auer an ändern 
Tagen der laufenden oder folgenden W oche auszugleichen. Für
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Art. 14 

A ufgehoben
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H iifsarbeit, die nicht durch Freizeit ausgeglichen wird, hat der A r­
beitgeber einen L ohnzuschlag gem äss A rtikel 13 A bsatz 1 auszurich­
ten.

2. Ruhezeit 

Art. 15
Pausen 1 D ie A rbeit ist durch Pausen von folgender M indestdauer zu unterbre­

chen:
a. eine Viertelstunde bei einer täglichen A rbeitszeit von m ehr als 

fünfeinhalb Stunden;
b. eine halbe Stunde bei einer täglichen A rbeitszeit von m ehr als 

sieben Stunden;
c. eine Stunde bei einer täglichen A rbeitszeit von m ehr als neun 

Stunden.

2 D ie Pausen gelten als Arbeitszeit, wenn die A rbeitnehm er ihren A r­
beitsplatz nicht verlassen dürfen.

Verbot der 
Nachtarbeit

Art. 16
1 W ährend der Nacht ist die B eschäftigung von A rbeitnehm ern unter­
sagt. V orbehalten bleibt A rtikel 17.

2 Als N acht gilt im Som m er die Z eit zw ischen 20 U hr und 5 U hr und 
im W inter die Zeit zw ischen 20 U hr und 6 Uhr. V orbehalten bleib t A r­
tikel 10 A bsatz 3.

Ausnahmen vom 
Verbot der 
Nachtarbeit

Art. 17
1 V orübergehende N achtarbeit kann von der kantonalen B ehörde be­
w illigt w erden, sofern ein dringendes B edürfnis nachgew iesen wird. 
D er A rbeitgeber darf die A rbeitnehm er nur m it ihrem  E inverständnis 
zu vorübergehender N achtarbeit heranziehen und hat dafür einen 
L ohnzuschlag von w enigstens 25 Prozent zu bezahlen.

2 D auernde oder regelm ässig w iederkehrende N achtarbeit kann, sofern 
sie aus technischen oder w irtschaftlichen G ründen unentbehrlich ist, 
für industrielle Betriebe vom  B undesam t und für andere B etriebe von 
der kantonalen Behörde bew illigt werden.

3 Bei N achtarbeit da rf die A rbeitszeit für den einzelnen A rbeitnehm er 
innert 24 Stunden 9 Stunden nicht überschreiten  und m uss, m it E in­
schluss der Pausen, innert eines Z eitraum es von 10 S tunden liegen.

4 W ird dem  A rbeitnehm er eine zusam m enhängende w öchentliche R u­
hezeit von m indestens 36 S tunden gew ährt, so d a rf die tägliche R uhe­
zeit einm al in der W oche auf 8 S tunden herabgesetzt werden.
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Art. I5u

Tägliche 1 Den A rbeitnehm ern isi eine tägliche R uhezeit von m indestens e lf 
Ruhezeit aufeinanderfolgenden Stunden zu gewähren.

2 Die Ruhezeit kann für erw achsene A rbeitnehm er einm al in der 
W oche bis auf acht Stunden herabgesetzt w erden, sofern die Dauer 
von e lf  Stunden im D urchschnitt von zwei W ochen e ingehaltcn  wird.

A n . 16

verbot der D ie B eschäftigung von A rbeitnehm ern ausserhalb der betrieblichen 
Nachtarbeit Tagesarbeit nach A rtikel 10 (N achtarbeit) ist untersagt. Vorbehalten 

bleibt A rtikel 17.

Art. 17

A usnahm en 1 A usnahm en vom  Verbot der N achtarbeit bedürfen der Bewilligung.
vom Verbot ,
der Nachtarbeit " D auernde oder regelm ässig w iederkehrende Nachtarbeit w ird bewil- 

ligt, sofern sie aus technischen oder w irtschaftlichen G ründen unent­
behrlich ist.

1 Vorübergehende N achtarbeit wird bew illigt, sofern ein dringendes 
B edürfnis nachgew iesen wird.

4 N achtarbeit zw ischen 5 Uhr und 6 Uhr sowie zwischen 23 Uhr und 
24 Uhr w ird bew illigt, sofern ein dringendes Bedürfnis nachgew iesen 
wird.

5 D auernde oder regelm ässig w iederkehrende Nachtarbeit w ird vom 
B undesam t, vorübergehende Nachtarbeit von der kantonalen Behörde 
bewilligt.

6 Der A rbeitgeber darf den A rbeitnehm er ohne dessen E inverständnis 
nicht zu N achtarbeit heranziehen.
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Dauer der 
Nachtarbeit

Lohnzu schlag

M edizinische 
Untersuchung 
und Beratung

Untauglichkeit 
zur Nachtarbeit

Weitere M ass­
nahmen bei 
Nachtarbeit

Art. 17a

1 Bei N achtarbeit da rf die tägliche A rbeitszeit für den einzelnen 
A rbeitnehm er neun Stunden nicht überschreiten; sie m uss, mit E in­
schluss der Pausen, innerhalb eines Zeitraum es von zehn Stunden lie­
gen.

2 W ird der A rbeitnehm er in höchstens drei von sieben aufeinanderfo l­
genden Nächten beschäftigt, so darf die tägliche Arbeitszeit unter den 
Voraussetzungen, w elche durch Verordnung festzulegen sind, zehn 
Stunden betragen; sie m uss aber, mit E inschluss der Pausen, innerhalb 
eines Zeitraum es von zw ölf Stunden liegen.

A n . 17b

Dem  A rbeitnehm er, der nur vorübergehend Nachtarbeit verrichtet, hat 
der A rbeitgeber einen Lohnzuschlag von m indestens 25 Prozent zu 
gewähren.

Art. 17c

1 D er A rbeitnehm er, der über längere Zeit Nachtarbeit verrichtet, hat 
A nspruch au f eine U ntersuchung seines G esundheitszustandes sowie 
darauf, sich beraten zu lassen, wie die mit seiner Arbeit verbundenen 
G esundheitsproblem e verm indert oder verm ieden werden können

2 Die Einzelheiten w erden durch Verordnung geregelt. Für bestim m te 
Gruppen von A rbeitnehm ern kann die m edizinische Untersuchung 
obligatorisch erklärt werden.

■* Die Kosten der m edizin ischen U ntersuchung und der Beratung trägt 
der Arbeitgeber, sow eit n icht die K rankenkasse oder ein anderer Versi­
cherer des A rbeitnehm ers dafür aufkom m t.

Art. 17d

Der Arbeitgeber hat den A rbeitnehm er, der aus gesundheitlichen G rün­
den zur Nachtarbeit untauglich erklärt w ird, nach M öglichkeit zu 
einer ähnlichen Tagesarbeit zu versetzen, zu der er tauglich ist.

Art. 17 e

1 Soweit nach den U m ständen erforderlich ist der Arbeitgeber, der 
regelmässig A rbeitnehm er in der Nacht beschäftigt, verpflichtet, w ei­
tere geeignete M assnahm en zum  Schutz der A rbeitnehm er vorzuse­
hen, namentlich im H inblick au f die S icherheit des Arbeitsweges, die 
Organisation des T ransportes, die R uhegelegenheiten und Verplle- 
gungsm öglichkeiten sow ie die K inderbetreuung.

1 Die Bew illigungsbehörden können die A rbeitszeitbew illigungen mit 
entsprechenden A uflagen verbinden.
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Verbot der 
Sonntagsarbeit

Ausnahmen vom 
Verbot der 
Sonntagsarbeii

Ersatzruhe bei 
Sonntagsarbeit

Art. 18
1 A n Sonntagen ist die B eschäftigung von A rbeitnehm ern untersagt. 
V orbehalten bleibt A rtikel 19. '

2 D ie Kantone können höchstens acht Feiertage im  Jahr den Spnntagen 
gleichstellen und sie nach K antonsteilen verschieden ansetzen.

3 D er Arbeitnehm er ist berechtigt, an ändern als an den von den 
K antonen anerkannten konfessionellen Feiertagen die A rbeit aus­
zusetzen. Er hat jedoch  sein V orhaben dem  A rbeitgeber spätestens 
bei Beginn der A rbeit am V ortag anzuzeigen. A rtikel 11 ist 
anwendbar.

Art. 19
1 V orübergehende Sonntagsarbeit kann von der kantonalen  B ehörde 
bew illigt werden, sofern ein dringendes Bedürfnis nachgew iesen wird. 
Der A rbeitgeber da rf die A rbeitnehm er nur m it ihrem  E inverständnis 
zu vorübergehender Sonntagsarbeit heranziehen und hat dafür einen 
Lohnzuschlag von wenigstens 50 Prozent zu bezahlen.

2 D auernde oder regelm ässig w iederkehrende Sonntagsarbeit kann, 
sofern sie aus technischen oder w irtschaftlichen G ründen unen tbehr­
lich ist, für industrielle Betriebe vom  B undesam t und für andere B et­
riebe von der kantonalen B ehörde bew illigt werden.

3 Für den Besuch des G ottesdienstes ist den A rbeitnehm ern au f ihren 
W unsch die erforderliche Zeit nach M öglichkeit freizugeben.

Art. 20
1 Fällt Sonntagsarbeit auf den V orm ittag und den N achm ittag  oder 
dauert sie länger als 5 Stunden, so ist w ährend der vorhergehenden 
oder folgenden W oche eine au f einen A rbeitstag fallende E rsatzruhe 
von m indestens 24 aufeinanderfolgenden Stunden zu gew ähren. Innert 
zwei W ochen m uss w enigstens einm al ein ganzer Sonntag  als 
w öchentlicher Ruhetag freigegeben w erden. V orbehalten b leib t A rti­
kel 25.

2 D er A rbeitgeber d a rf die A rbeitnehm er w ährend der E rsatzruhe vor­
übergehend zur A rbeit heranziehen, sow eit dies notw endig  ist, um  
dem  V erderb von G ütern vorzubeugen oder um  B etriebsstörungen zu 
verm eiden oder zu beseitigen; doch ist die E rsatzruhe spätestens in der 
folgenden W oche zu gewähren.
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Verbot der 
Sonntagsarbeit

Art. 18

1 In der Zeit zw ischen Sam stag 23 Uhr und Sonntag 23 Uhr ist die 
Beschäftigung von A rbeitnehm ern untersagt. Vorbehalten bleibt A rti­
kel 19.

2 Der in Absatz I festgelegtc Zeitraum  von 24 Stunden kann um höch­
stens eine Stunde vorgezogen oder verschoben werden, wenn die 
A rbeitnehm ervertretung im Betrieb oder, wo eine solche nicht besteht, 
die M ehrheit der betroffenen A rbeitnehm er dem  zustim m t.

Ausnahmen 
vom Verbot 
der Sonntags­
arbeit

Art. 19

1 Ausnahm en vom Verbot der Sonntagsarbeit bedürfen der Bewilli­
gung.

2 Dauernde oder regelm assig w iederkehrende Sonntagsarbeit wird 
bewilligt, sofern sic aus technischen oder w irtschaftlichen Gründen 
unentbehrlich ist.

•’ Vorübergehende Sonntagsarbeit w ird bew illigt, sofern ein dringendes 
Bedürfnis nachgew iescn wird. D afür ist ein Lohnzuschlag von 50 Pro­
zent zu gewähren.

4 Verkau(geschälte dürfen ohne behörd liche Bew illigung an jährlich 
höchstens sechs Sonn- und Feiertagen A rbeitnehm er beschäftigen, 
soweit die Vorschriften über den Ladenschluss das Offenhalten gestat­
ten.

5 D auernde oder regelm ässig  w iederkehrende Sonntagsarbeit wird 
vom  B undesam t, vorübergehende Sonntagsarbeit von der kantonalen 
Behörde bew illigt.

D er A rbeitgeber d a rf den A rbeitnehm er ohne dessen Einverständnis 
nicht zu Sonntagsarbeit heranziehen.

Freier Sonntag 
und Ersatzruhe

A rt. 20

1 Innert zw eier W ochen m uss w enigstens einmal ein ganzer Sonntag 
als w öchentlicher R uhetag unm ittelbar vor oder nach der täglichen 
Ruhezeit freigegeben werden. Vorbehalten bleibt Artikel 24.

2 Sonntagsarbeit von einer D auer bis zu fünf Stunden ist durch Frei­
zeit auszugleichen. D auert sie länger als fünf Stunden, so ist während 
der vorhergehenden oder der nachfolgenden W oche im Anschluss an 
die tägliche R uhezeit ein au f einen A rbeitstag fallender Ersatzruhetag 
von m indestens 24 aufeinanderfo lgenden Stunden zu gewähren.

1 Der A rbeitgeber d a rf die A rbeitnehm er während der Ersatzruhe vor­
übergehend zur Arbeit heranziehen, soweit dies notw endig ist, um 
dem  Verderb von G ütern vorzubeugen oder um Betriebsstörungen zu 
verm eiden oder zu beseitigen; doch ist die Ersatzruhe spätestens in 
der folgenden W oche zu gew ähren.
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W öchentlicher 
freier Halbtag

Verbot der A b­
geltung der Ru­
hezeit

Zweischichtige
Tagesarbeit

Art. 21

1 W ird die w öchentliche A rbeitszeit au f m ehr als fü n f Tage verteilt, so 
ist den A rbeitnehm ern jed e  W oche ein freier H albtag zu gew ähren, 
m it Ausnahm e der W ochen, in die ein  arbeitsfreier Tag fällt.

2 D er A rbeitgeber d a rf im  E inverständnis m it dem  A rbeitnehm er die 
w öchentlichen freien H albtage fü r höchstens vier W ochen zusam m en­
hängend gew ähren; die w öchentliche H öchstarbeitszeit ist im  D urch­
schnitt einzuhalten.

3 A rtikel 20 A bsatz 2 ist sinngem äss anw endbar.

Art. 22
Die Ruhezeit d a rf nicht durch G eldleistungen oder andere V ergünsti­
gungen abgegolten w erden, ausser wenn das A rbeitsverhältnis endigt.

3. Schichtarbeit und ununterbrochener Betrieb 

Art. 23
1 Z w eischichtige Tagesarbeit, m it der eine Verschiebung der Grenzen 
der T agesarbeit verbunden ist, kann, sofern ein B edürfnis nachgew ie­
sen w ird, für industrielle B etriebe vom  Bundesam t und für andere 
Betriebe von der kantonalen B ehörde bew illigt werden.

2 In industriellen Betrieben da rf die tägliche A rbeitszeit für den einzel­
nen A rbeitnehm er neun S tunden nicht überschreiten und m uss, mit 
E inschluss der Pausen, innert eines Zeitraum es von zehn Stunden 
liegen. A rtikel 17 A bsatz 4  ist sinngem äss anwendbar.
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A n . 20a

Feiet läge und 1 Der B undesfeiertag isi den Sonntagen gleichgestellt. Die Kantone 
religiöse Feiern können höchstens acht w eitere Feiertage im Jahr den Sonntagen 

g leichstcllen  und sie nach K antonsteilen verschieden ansetzen.

: Der A rbeitnehm er ist berechtigt, an ändern als den von den Kanto­
nen anerkannten religiösen Feiertagen die Arbeit auszusetzen. Er hat 
jedoch  sein Vorhaben dem  A rbeitgeber spätestens drei Tage im voraus 
anzuzeigen. A rtikel 11 ist anwendbar.

•’ Für den Besuch von religiösen Feiern muss der A rbeitgeber dem 
A rbeitnehm er auf dessen W unsch die erforderliche Zeit nach M öglich­
keit freigeben.

A n . 21 Abs. 3

’ A rtikel 20 A bsatz 3 ist sinngem äss anwendbar.

A n . 22

Verbot der Sow eit das G esetz Ruhezeiten vorschreibt, dürfen diese nicht durch 
Ruheze!"f dcr G eldleistungen oder andere Vergünstigungen abgegoltcn w erden, aus­

ser bei B eendigung des A rbeitsverhältnisses.

A n . 23 

Aufgehoben
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D rei- und mehr­
schichtige Arbeit

Ununterbro­
chener Betrieb

Weitere Schutz­
bestimmungen

Art. 24
1 V orübergehende drei- oder m ehrschichtige A rbeit kann von de r kan­
tonalen Behörde bew illigt w erden, sofern ein dringendes B edürfnis 
nachgew iesen wird. D er A rbeitgeber da rf die A rbeitnehm er pur mit 
ihrem  E inverständnis zu vorübergehender N achtarbeit heranziehen 
und hat dafür einen Lohnzuschlag von w enigstens 25 Prozent zu be ­
zahlen.

2 D auernde oder regelm ässig w iederkehrende drei- oder m ehrschich­
tige A rbeit kann, sofern sie aus technischen oder w irtschaftlichen 
G ründen unentbehrlich ist, für industrielle Betriebe vom  B undesam t 
und fü r andere Betriebe von der kantonalen B ehörde bew illigt werden.

3 In industriellen B etrieben d a rf die A rbeitszeit innert 24 S tunden für 
den einzelnen A rbeitnehm er 9 S tunden nicht überschreiten und m uss, 
mit E inschluss der Pausen, innert eines Z eitraum es von 10 Stunden 
liegen. A rtikel 17 A bsatz 4  ist sinngem äss anw endbar.

Art. 25
1 U nunterbrochener Betrieb kann, sofern er aus technischen oder w irt­
schaftlichen G ründen unentbehrlich ist, für industrielle Betriebe vom 
Bundesam t und für andere Betriebe von der kantonalen B ehörde 
bew illigt werden.

2 D urch V erordnung wird bestim m t, unter w elchen V oraussetzungen 
und wie weit bei ununterbrochenem  B etrieb die w öchentliche H öchst­
arbeitszeit verlängert und die R uhezeit verkürzt w erden kann. Dabei 
d a rf in der Regel die w öchentliche H öchstarbeitszeit im  D urchschnitt 
von 16 W ochen nicht überschritten werden.

4. W eitere Vorschriften  

Art. 26
1 Ü ber die V erschiebung der G renzen der Tagesarbeit, die Ü berzeit-, 
Hilfs-, Nacht- und Sonntagsarbeit sow ie über die Schichtarbeit und 
den ununterbrochenen Betrieb können zum  Schutze der A rbeitnehm er 
durch V erordnung im Rahm en der w öchentlichen H öchstarbeitszeit 
weitere B estim m ungen aufgestellt werden.

2 Die wöchentliche H öchstarbeitszeit kann für bestim m te G ruppen von 
Betrieben oder A rbeitnehm ern durch  V erordnung verkürzt w erden, 
soweit dies zum  Schutze der G esundheit der A rbeitnehm er er­
forderlich ist.
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Art. 24

Unumerbroche- 1 Der ununterbrochene Betrieb bedarf der B ew illigung.
ner Betrieb ,  , , ,

- Dauernder oder w iederkehrender ununterbrochener Betrieb wird 
bewilligt, sofern er aus technischen o der w irtschaftlichen G ründen 
unentbehrlich ist.

3 Vorübergehender ununterbrochener Betrieb wird bew illigt, sofern ein 
dringendes B edürfnis nachgew iesen wird.

4 D auernder oder w iederkehrender ununterbrochener Betrieb wird 
vom Bundesam t, vorübergehender ununterbrochener Betrieb von der 
kantonalen Behörde bewilligt.

5 Durch Verordnung wird bestim m t, unter w elchen zusätzlichen Vor­
aussetzungen und wie weit bei ununterbrochenem  Betrieb die tägliche 
und w öchentliche H öchstarbeitszeit verlängert und die Ruhezeit 
anders verteilt werden kann. Dabei d a rf in der Regel die w öchentliche 
H öchstarbeitszeit im D urchschnitt von 16 W ochen nicht überschritten 
werden.

6 Im übrigen sind auf den ununterbrochenen Betrieb die Vorschriften 
über die Nacht- und Sonntagsarbeit anwendbar.

A n . 25

Schichten- 1 Die Arbeitszeit ist so einzuteilen, dass der einzelne A rbeitnehm er 
Wechsel njcjlt mnger a | s während sechs aufeinanderfolgenden W ochen die glei­

che Schicht zu leisten hat.

2 Bei zw eischichtiger Tagesarbeit m uss der A rbeitnehm er an beiden 
Schichten und bei N achtarbeit an der Tages- und N achtarbeit gleich- 
m ässig Anteil haben.

•' Im E inverständnis mit den betroffenen A rbeitnehm ern und unter E in­
haltung von durch Verordnung festzulegendcn Bedingungen und A uf­
lagen kann die Dauer von sechs W ochen verlängert oder kann auf den 
Wechsel ganz verzichtet werden.

G liederungstitel vor Art. 26 

Aufgehoben

Art. 26 Abs. I

1 Ü ber die Ü berzeit-, Nacht- und Sonniagsarbeit sow ie über die 
Schichtarbeit und den ununterbrochenen Betrieb können zum Schutze 
der A rbeitnehm er durch  Verordnung im Rahm en der w öchentlichen 
H öchstarbeitszeit w eitere B estim m ungen aufgestellt werden.
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Sonderbestim­
mungen für be­
stimmte G ru p­
pen von Betrie­
ben oder Arbeit­
nehmern

Geringfügige
Abweichungen

Art. 27
1 Bestim m te G ruppen von Betrieben oder A rbeitnehm ern können 
durch Verordnung ganz oder teilw eise von den V orschriften dfer A rti­
kel 9-21, 23-25, 31, 34 und 36 ausgenom m en und entsprechenden 
Sonderbestim m ungen unterstellt w erden, sow eit dies m it R ücksicht 
au f ihre besonderen V erhältnisse notw endig ist.

2 Solche Sonderbestim m ungen können insbesondere erlassen w erden
a. für Betriebe der E rziehung, des U nterrichts, der Fürsorge, der 

K rankenpflege, der ärztlichen B ehandlung sow ie für A potheken:
b. für Betriebe der Beherbergung, der B ew irtung und der U nterhal­

tung sow ie für Betriebe, die der V ersorgung des G astgew erbes 
bei besonderen Anlässen dienen;

c. für Betriebe, die den Bedürfnissen des Frem denverkehrs oder der 
landw irtschaftlichen B evölkerung dienen;

d. für Betriebe, d ie der V ersorgung m it leicht verderblichen G ütern 
dienen;

e. für Betriebe, die der V erarbeitung landw irtschaftlicher E rzeug­
nisse dienen, sowie für G artenbaubetriebe, die n icht unter A rtikel
2 Absatz 1 Buchstabe e fallen;

f. für Forstbetriebe;
g. für Betriebe, die der V ersorgung m it E lektrizität, Gas oder W as­

ser dienen;
h. für Betriebe, die der V ersorgung von Fahrzeugen m it B etriebs­

stoffen oder ihrer Instandhaltung und Instandstellung dienen;
i. für R edaktionen von Z eitungen und Zeitschriften; 
k. für das Bodenpersonal der Luftfahrt;

1. fü r A rbeitnehm er au f Bauplätzen und in S teinbrüchen, für w elche 
w egen ihrer geographischen Lage oder w egen besonderer 
k lim atischer oder technischer Verhältnisse eine besondere O rd­
nung der A rbeitszeit erforderlich ist; 

m. fü r A rbeitnehm er, deren  A rbeitszeit in erheblichem  M asse blosse 
Präsenzzeit ist oder deren  Tätigkeit in erheblichem  M asse R eisen 
oder eine häufige V erlegung des A rbeitsplatzes erfordert.

Art. 28
Die zuständige B ehörde ist erm ächtigt, in ihren A rbeitszeitbew illi­
gungen ausnahm sw eise geringfügige A bw eichungen von den V or­
schriften des G esetzes oder einer V erordnung vorzusehen, sow eit der 
B efolgung dieser V orschriften ausserordentliche Schw ierigkeiten 
entgegenstehen und das E inverständnis der M ehrheit der beteiligten 
A rbeitnehm er oder deren V ertretung im Betriebe vorliegt.
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Art. 2 7  Abs. I m ul

' B estim m te G ruppen von Betrieben oder A rbeitnehm ern können 
durch Verordnung ganz oder teilweise von den Vorschriften der Arti­
kel 9— 17/?, 18—20, 21, 24, 25, 31 und 36 ausgenom m en und en tspre­
chenden Sonderbestim m ungen unterstellt werden, sow eit dies mit 
R ücksicht au f ihre besonderen Verhältnisse notw endig ist.

Ibls Insbesondere w erden kleingew erbliche Betriebe, für die Nacht- 
und Sonntagarbeit betriebsnotw endig ist, von der B ew illigungspflicht 
ausgenom m en.
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Allgem eine
Vorschriften

Mindestalter

IV. Sonderschutz der jugendlichen und weiblichen  
A rbeitnehm er .
1. Jugendliche A rbeitnehm er ,

Art. 29
1 Als Jugendliche gelten A rbeitnehm er beider G eschlechter bis zum  
vollendeten 19. A ltersjahr und Lehrlinge bis zum  vollendeten 20. A l­
tersjahr.

2 D er A rbeitgeber hat au f die G esundheit der Jugendlichen gebührend 
Rücksicht zu nehm en und für die W ahrung der S ittlichkeit zu sorgen. 
Er hat nam entlich darau f zu achten, dass die Jugendlichen n icht über- 
anstrengt w erden und vor schlechten E inflüssen im Betriebe bew ahrt 
bleiben.

3 D ie V erw endung Jugendlicher für bestim m te A rbeiten kann zum 
Schutze von L eben und G esundheit oder zur W ahrung der Sittlichkeit 
durch V erordnung untersagt oder von besonderen V oraussetzungen 
abhängig gem acht werden.

4 Bei der Einstellung eines Jugendlichen hat der A rbeitgeber einen A l­
tersausw eis zu verlangen. D urch V erordnung kann bestim m t werden, 
dass ausserdem  ein ärztliches Z eugnis beizubringen ist.

Art. 30
1 V or dem  vollendeten 15. A ltersjahr dürfen Jugendliche nicht b e ­
schäftigt werden. V orbehalten bleiben die A bsätze 2 und 3.

2 D urch V erordnung w ird bestim m t, für w elche G ruppen von B etrie­
ben oder A rbeitnehm ern sow ie unter welchen V oraussetzungen Ju ­

gendliche im  A lter von m ehr als 13 Jahren zu Botengängen und 
leichten A rbeiten herangezogen w erden dürfen.

3 Die K antone, in denen die Schulpflicht vor dem  vollendeten 15. A l­
tersjahr endigt, können durch V erordnung erm ächtigt w erden, für 
schulentlassene Jugendliche im A lter von m ehr als 14 Jahren unter be ­
sonderen V oraussetzungen A usnahm en zu bew illigen.
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A n . 3Ü Abs. 2

- D urch Verordnung wird bestim m t, für welche G ruppen von B etrie­
ben oder A rbeitnehm ern sow ie unter welchcn Voraussetzungen:
a. Jugendliche im A ller von m ehr als 13 Jahren zu B otengängen 

und leichten A rbeiten herangezogen werden dürfen;
b. Jugendliche im A lter von weniger als 15 Jahren bei kulturellen, 

künstlerischen und sportlichen Darbietungen sowie in der W er­
bung beschäftigt w erden dürfen.



altes Arbeitsgesetz

Arbeits- und 
Ruhezeit

Besondere Fü r­
sorgepflichten 
des Arbeitgebers

Allgem eine
Vorschriften

Art. 31
1 Die tägliche A rbeitszeit der Jugendlichen darf diejenige der ändern 
im Betriebe beschäftig ten  A rbeitnehm er und, falls keine anderen A r­
beitnehm er vorhanden sind, die ortsübliche A rbeitszeit nicht 'ü b e r­
schreiten und nicht m ehr als neun S tunden betragen. A u f die A rbeits­
zeit sind allfällige Ü berzeit- und H ilfsarbeit sow ie obligatorischer U n­
terricht, sow eit er in die A rbeitszeit fällt, anzurechnen.

2 Die Tagesarbeit der Jugendlichen m uss, m it E inschluss der Pausen, 
innert eines Z eitraum es von zw ölf S tunden liegen. D ie G renzen der 
Tagesarbeit dürfen nur für Jugendliche im A lter von m ehr als 16 Jah­
ren und nur von 20 U hr bis 22 U hr verschoben werden.

3 Jugendliche dürfen bis zum  vollendeten  16. A ltersjahr zu Ü berzeit- 
und H ilfsarbeit nicht verw endet werden.

4 Der A rbeitgeber darf Jugendliche w ährend der N acht und an Sonnta­
gen nicht beschäftigen. A usnahm en können, insbesondere im Interesse 
der beruflichen A usbildung, durch V erordnung vorgesehen werden.

Art. 32
1 Erkrankt der Jugendliche, erleidet er einen U nfall oder erw eist er 
sich als gesundheitlich oder sittlich gefährdet, so ist der Inhaber der 
elterlichen G ew alt oder der V orm und zu benachrichtigen. B is zum  
Eintreffen ihrer W eisungen hat der A rbeitgeber die gebotenen M ass­
nahm en zu treffen.

2 Lebt der Jugendliche in der H ausgem einschaft des A rbeitgebers, so 
hat dieser für eine ausreichende und dem  A lter entsprechende V erpfle­
gung sow ie für gesundheitlich und sittlich einw andfreie U nterkunft zu 
sorgen.

2. W eibliche Arbeitnehm er 

Art. 33
1 Der A rbeitgeber hat auf die G esundheit der w eiblichen A rbeitnehm er 
gebührend R ücksicht zu nehm en und fü r die W ahrung der Sittlichkeit 
zu sorgen.

2 Die V erw endung w eiblicher A rbeitnehm er für bestim m te A rbeiten 
kann zum  Schutze von Leben und G esundheit oder zur W ahrung der

S ittlichkeit durch V erordnung untersagt oder von besonderen  V oraus­
setzungen abhängig gem acht werden.
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Art. 31 Abs. I zw eiter Satz m ul Abs. 2 -4

1 ... A uf die A rbeitszeit sind allfällige Überzeitarbeil sow ie obligatori­
scher U nterricht, sow eit er in die Arbeitszeit fällt, anzurechnen.

3 Die T agesarbeit der Jugendlichen muss, mit E inschluss der Pausen, 
innerhalb eines Zeitraum es von zw ölf Stunden liegen. Jugendliche bis 
zum vollendeten 16. A ltersjahr dürfen höchstens bis 20 Uhr und 
Jugendliche von m ehr als 16 Jahren höchstens bis 22 Uhr beschäftigt 
werden. V orbehalten bleiben abw eichende Bestim m ungen über die 
B eschäftigung Jugendlicher im Sinne von A rtikel 30 A bsatz 2.

1 Jugendliche dürfen bis zum  vollendeten 16. A ltersjahr zu Ü berzeitar­
beil nicht eingesetzt werden.

4 Der A rbeitgeber d a rf Jugendliche während der Nacht und an Sonnta­
gen nicht beschäftigen. A usnahm en können, insbesondere im Inter­
esse der beruflichen Ausbildung sowie für die Beschäftigung Jugendli­
cher im Sinne von A rtikel 30 A bsatz 2, durch Verordnung vorgesehen 
werden.

G liederungstitel vor Art. 33 

A ufgehoben

Art. 33 und  34  

A ufgehoben
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Arbeits- und 
Ruhezeit

Schutz der 
Schwangeren 
und Mütter

Art. 34
1 D ie Tagesarbeit der w eiblichen A rbeitnehm er m uss, m it 'E inschluss 
der A rbeitsunterbrechungen, innert eines Z eitraum es von lj2 S tunden 
liegen. D ie Grenzen der T agesarbeit dürfen nur von 6 U hr bis 5 Uhr 
und von 20 U hr bis 22 U hr verschoben werden.

2 W ird die w öchentliche A rbeitszeit im  E inverständnis m it den A rbeit­
nehm ern durchgehend oder für einzelne W ochen au f fü n f T age festge­
legt, so d a rf die Grenze der T agesarbeit bis 23 U hr verschoben 
w erden, und bei schichtähnlichem  G ruppenbetrieb d a rf die T agesar­
beit, m it E inschluss der A rbeitsunterbrechungen, innert eines Z eit­
raum es von 13 Stunden liegen.

3 N acht- oder Sonntagsarbeit von w eiblichen A rbeitnehm ern d a rf nur 
unter besonderen, durch V erordnung zu bestim m enden V oraussetzun­
gen bew illigt werden.

Art. 35
1 Schw angere dürfen nur m it ihrem  E inverständnis und keinesfalls 
über die ordentliche D auer der täglichen A rbeit h inaus beschäftigt 
werden. Sie dürfen auf blosse Anzeige hin von der A rbeit w egbleiben 
oder diese verlassen.
2 W öchnerinnen dürfen w ährend acht W ochen nach ihrer N iederkunft 
n icht beschäftigt werden; doch d a rf der A rbeitgeber au f ihr V erlangen 
d iesen Zeitraum  bis au f sechs W ochen verkürzen, sofern der 
W iedereintritt der A rbeitsfähigkeit durch ärztliches Z eugnis ausgew ie­
sen ist.

3 Stillende M ütter dürfen auch nach A blauf von acht W ochen seit ihrer 
N iederkunft nur m it ihrem  E inverständnis beschäftig t w erden. Zum  
Stillen ist ihnen die erforderliche Zeit freizugeben.
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Gesundheits­
schutz bei M ut­
terschaft

Art. 35

1 Der A rbeitgeber hat schw angere Frauen und stillende M ütter so zu 
beschäftigen und ihre A rbeitsbedingungen so zu gestalten, dass ihre 
Gesundheit und die G esundheit des Kindes nicht beeinträchtigt w er­
den.

2 Durch V erordnung kann die B eschäftigung schw angerer Frauen und 
stillender M ütter für beschw erliche und gefährliche Arbeiten aus 
gesundheitlichen G ründen untersagt oder von besonderen Vorausset­
zungen abhängig gem acht werden.

3 Schw angere Frauen und stillende M ütter, die aufgrund der Vorschrif­
ten von A bsatz 2 bestim m te A rbeiten nicht verrichten können, haben 
A nspruch auf 80 Prozent des Lohnes, sam t einer angem essenen Vergü­
tung für ausfallenden N aturallohn, sow eit ihnen der A rbeitgeber keine 
gleichw ertige E rsatzarbeit zuw eisen kann.
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W eibliche A r ­
beitnehmer, die 
einen Huushalt 
besorgen

Art. 36
1 Bei der Festsetzung der Arbeits- und Ruhezeit ist au f w eibliche A r­
beitnehm er, die einen H aushalt mit Fam ilienangehörigen besorgen. 
R ücksicht zu nehm en. A uf ihr V erlangen ist ihnen eine M ittagspause 
von w enigstens anderthalb Stunden zu gew ähren.

2 W eibliche A rbeitnehm er, die einen H aushalt m it Fam ilienangehöri­
gen besorgen, dürfen nur mit ihrem  E inverständnis zu Ü berzeitarbeit 
und in industriellen Betrieben nicht zu H ilfsarbeit herangezogen w er­
den.
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Beschäftigung 
bei Mutter­
schaft

Art. 35a

1 Schw angere und stillende Frauen dürfen nur mit ihrem E inverständ­
nis beschäftigt werden.

2 Schw angere dürfen au f blosse A nzeige hin von der Arbeit fernblei- 
ben oder die A rbeit verlassen. Stillenden M üttern ist die erforderliche 
Zeit zum Stillen freizugeben.

3 W öchnerinnen dürfen w ährend acht W ochen nach der N iederkunft 
nicht beschäftigt werden.

4 Schw angere Frauen dürfen ab der 8. W oche vor der Niederkunft zw i­
schen 20 Uhr und 6 U hr nicht beschäftigt werden.

Ersatzarbeit 
und Lohnfort­
zahlung bei 
Mutterschaft

Art. 35b

1 Der A rbeitgeber hat schw angeren Frauen, die zw ischen 20 Uhr und
6 Uhr beschäftigt w erden, ab der 8. W oche vor der N iederkunft nach 
M öglichkeit eine gleichw ertige A rbeit zw ischen 6 Uhr und 20 Uhr 
anzubieten. Diese Verpflichtung gilt auch für die übrige Zeit der 
Schwangerschaft sowie für die Zeit zw ischen der 8. und der 
16. Woche nach der N iederkunft, wenn die Arbeitnehm erin durch ein 
ärztliches Z eugnis bescheinigt, dass dies für ihre G esundheit oder für 
die Gesundheit des Kindes notw endig ist.

2 Frauen, die zw ischen 20 U hr und 6 U hr beschäftigt w erden, haben 
während der in-A bsatz 1 festgelegten Zeiträum e A nspruch au f 80 P ro ­
zent des Lohnes, ohne allfällige Zuschläge für Nachtarbeit, samt einer 
angem essenen Vergütung für ausfallenden Naturallohn, sow eit ihnen 
keine andere gleichw ertige Arbeit angeboten werden kann.

Art. 36

1 Bei der Festsetzung der A rbeits- und Ruhezeit ist auf A rbeitnehm er 
mit Fam ilienpflichten besonders R ücksicht zu nehmen. Als Fam ilien- 
pflichten gelten die E rziehung von Kindern bis 15 Jahren sowie die 
Betreuung pflegebedürftiger A ngehöriger oder nahestehender Perso­
nen.

2 Diese A rbeitnehm er dürfen nur mit ihrem  E inverständnis zu Über- 
zeitarbeit herangezogen werden. A uf ihr Verlangen ist ihnen eine M it­
tagspause von w enigstens anderthalb Stunden zu gewähren.

Art. 36a

D-urch Verordnung kann die B eschäftigung anderer G ruppen von 
Arbeitnehm ern für beschw erliche und gefährliche A rbeiten aus 
gesundheitlichen G ründen untersagt oder von besonderen Vorausset­
zungen abhängig gem acht werden.
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Bekanntgabe des 
Stundenplanes

Vorbehalt von 
Vorschriften des 
Bundes, der 
Kantone und der 
Gemeinden

. Pflichten der Arbeitgeber und Arbeitnehm er  

Art. 47
1 In industriellen B etrieben hat der A rbeitgeber den Stundenplan und 
die erteilten A rbeitszeitbew illigungen durch A nschlag bekanntzuge­
ben. D er Stundenplan ist der kantonalen B ehörde m itzuteilen.

- Für n icht-industrielle Betriebe kann die B ekanntgabe des S tunden­
plans und der erteilten A rbeitszeitbew illigungen durch V erordnung 
vorgeschrieben w erden, sow eit die Art des B etriebes oder die Zahl der 
A rbeitnehm er dies rechtfertigt.

VIII. Schluss- und Übergangsbestim m ungen

Art. 71
V orbehalten bleiben insbesondere
a. die B undesgesetzgebung über die berufliche A usbildung, über 

die V erhütung von U nfällen und B erufskrankheiten sow ie über 
die Arbeits und R uhezeit der berufm ässigen M otorfahrzeugfüh­
rer;

b. Vorschriften des Bundes, der Kantone und der G em einden über 
das öffentlich-rechtliche D ienstverhältnis;

c. Polizeivorschriften des B undes, der K antone und der G em einden, 
wie nam entlich solche über die Bau-, Feuer-, G esundheits- und 
W asserpolizei sow ie über die Sonntagsruhe und über die Ö ff­
nungszeiten von Betrieben, die dem  D etailverkauf, der B ew irtung 
oder der U nterhaltung dienen.
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Bekanntgabe 
des Stunden­
planes und der 
Arbeitszeitbe- 
willigungen

Art. 47

1 Der A rbeitgeber hat den Stundenplan und die erteilten A rbeitszeitbe­
willigungen den A rbeitnehm ern durch A nschlag oder auf andere geeig­
nete W eise bekanntzugeben.

3 Durch Verordnung wird bestim m t, welche Stundenpläne der kantona­
len Behörde m itzuteilcn sind.

Art. 71 Bst. b

Vorbehalten bleiben insbesondere:
b. Vorschriften des Bundes, der K antone und der G em einden über 

das öffentlich-rechtliche D ienstverhältnis; von den Vorschriften 
über den G esundheitsschutz darf dabei jedoch  nur zugunsten der 
A rbeitnehm er abgew ichen werden;


